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Aktuelles aus dem Kreisverband Bautzen 
 

Unser neuer Vorstand – Kreisverband Bautzen 

Der Kreisverband Bautzen hat am 2. November 2019 seinen neuen Vorstand gewählt.  

Wir begrüßen unsere vier neuen Vorstandsmitglieder - eine gute Mischung aus Bewährtem und 

Neuem! 

Der KV Bautzen ist gemessen an seinen Ergebnissen einer der erfolgreichsten in Deutschland, 

größte Kreistagsfraktion bundesweit, erster Stellvertreter eines Landrates bundesweit, 3 von 5 

Direktmandaten bei der Landtagswahl. 

Diese Erfolge waren eine Teamleistung des gesamten Kreisverbandes. 

Der neue Vorstand wird Alles tun, damit wir weiter auf diesem erfolgreichen Kurs bleiben. 

Funktionen im Vorstand: 

Vorsitzender - Karsten Hilse 

Stellvertretender Vorsitzender - Eugen von Broen 

Schatzmeister - Ralf-Peter Hechtberger 

Stellvertretender Schatzmeister - Cordula Gneuß 

Schriftführer - Carla Nicholson  

Beisitzer - Markus Dreßler 

Beisitzer - Rene Warlich 

Beisitzer - Timo Schreyer 

Beisitzer - Stephan Wiesner 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Foto von links nach rechts: 

Timo Schreyer, Rene Warlich, Karsten Hilse, Ralf-Peter Hechtberger, Carla Nicholson, Markus Dreßler, Cordula Gneuß, Eugen von 

Broen, Stephan Wiesner 
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MdL Frank Peschel zum Brandanschlag auf Hentschke Bau 

Anfang der Woche verschafften sich Unbekannte Zugang auf das Betriebsgelände von Hentschke 

Bau in Bautzen und steckten Baufahrzeuge in Brand. Der Schaden wird auf mehrere 

hunderttausend Euro geschätzt. 

Das Landeskriminalamt geht aufgrund der 

vorliegenden Umstände von einem 

linksextremistischen Anschlag aus. Eines der 

größten Unternehmen in der Region ist damit 

bereits das zweite Mal Angriffsobjekt von 

gewalttätigen Linksextremisten geworden. 

 

"Ich verurteile den feigen Anschlag auf das 

Unternehmen zutiefst und erwarte, dass die Täter 

schnell ermittelt werden. Einmal mehr bestätigt sich die berechtigte AfD-Forderung nach einer 

landesweiten Bekämpfung der Antifa. Jetzt gilt es schnell zu handeln, damit sich Bautzen nicht zu 

einem weiteren Zentrum von Linksextremisten in Sachsen entwickelt." 

https://www.facebook.com/photo.php?fbid=525785657980654&set=a.113225665903324&type=3&

theater 

 

Neue Kolumne von Hans-Georg Prause - Spreebrücke: Machen, weil es machbar ist? 

https://www.facebook.com/bautzenerbote/? 

 

Berichte aus den Kommunalparlamenten 
 

Stadtrat Hoyerswerda 
 

Sonderstadtrat zum Thema Klinikum 

In der 17:00 beginnenden und nichtöffentlichen 
Sonderstadtratssitzung wird heute über den 
Verkauf weiterer Anteile an die Sana Kliniken AG 
befunden. 

Wir als AfD-Fraktion haben bereits deutlich dazu 
Stellung bezogen und in einem 
Informationsflugblatt, mit einer Auflage von 
10 000 Stück, die Bürger informiert. 

Wir betonen nochmals, dass wir als AfD-Stadträte 
geschlossen gegen dieses Vorhaben stimmen 
werden, da ein Klinikum eine gemeinwohlorientierte 
Einrichtung darstellen sollte, dies können wir nur 
gewährleisten, wenn wir als Stadt weiterhin die 
Mehrheit an Anteilen des Klinikums halten. Des Weiteren fühlen wir uns den fast 1000 Mitarbeitern 
verpflichtet. Deren Arbeitsplätze können langfristig nur garantiert werden, wenn wir als Stadt 

https://www.facebook.com/photo.php?fbid=525785657980654&set=a.113225665903324&type=3&theater
https://www.facebook.com/photo.php?fbid=525785657980654&set=a.113225665903324&type=3&theater
https://www.facebook.com/bautzenerbote/?
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weiterhin als Entscheidungsträger ins Gewicht fallen, dies wäre nicht mehr der Fall, wenn wir die 
Mehrheit der Anteile abgegeben würden. 

Es liegt klar auf der Hand, dass wir dieser Maßnahme nicht zustimmen werden! 

Gruß Toni Schneider 

https://www.facebook.com/910992965679861/posts/2289628057816338?d=n&sfns=mo 

 

Stellvertretender Vorsitz durch den AfD-Stadtrat Marcel Fröschl im Bereit für sorbische 

Angelegenheiten 

Im Zuge der Völkerwanderung besiedelten ab dem 7. Jahrhundert slawische Stämme das Land 

östlich von Elbe und Saale bis hin zur Oder. Dazu zählen auch die Milzener und Lusizer, deren 

Nachfahren die Lausitzer Sorben sind. Wir sehen also, dass diese slawische Minderheit, deren 

Angehörige die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, schon seit Jahrhunderten einen festen und 

kulturellen Bestandteil der Lausitz, unserer Heimat, darstellen. 

Wir als AfD möchten aktiv an der Förderung und Bewahrung der sorbischen Kultur mitwirken. Aus 

diesem Grunde haben wir als AfD- Fraktion im Stadtrat von Hoyerswerda, den Stadtrat Marcel 

Fröschl entsandt. 

Da Fröschl seit mehreren Jahrzehnten mit der slawischen Kultur im Osten Europas vertraut ist und 

auch die sprachliche Expertise dafür verfügt, haben wir uns bewusst für diese Besetzung 

entschieden. 

Am 30.10. 2019 fand im Hause der Domowina in Hoyerswerda, die konstituierende Sitzung des 

Beirates für sorbische Angelegenheiten statt. Der AfD- Stadtrat wurde für das Amt des 

stellvertretenden Vorsitzenden und des Schriftführers vorgesehen. Auf unsere Nachfrage, wie es 

zu dieser Entscheidung kommen konnte, entgegnete Fröschl 

Folgendes: „Die polnische Sprache hat zum Sorbischen sehr viel Ähnlichkeit. Diesen Umstand 

haben wir, einige Mitglieder und meine Wenigkeit, im sorbischen Beirat bei der konstituierenden 

Sitzung […] feststellen können“. 

Wir als AfD freuen uns sehr, dass die Expertise unseres Stadtrates bei der Besetzung von 

Tätigkeitsfeldern in diesem Zusammenhang Beachtung fand. 

 

Die Erhaltung unserer deutschen Kultur, Tradition 

und Sprache ist für uns ein elementarer 

Bestandteil unserer politischen Arbeit. Wir sehen 

es daher als eine Selbstverständlichkeit an, auch 

unterstützend bei der Verwirklichung sorbischer 

Interessen mitwirken zu wollen, da die Lausitz 

selbstverständlich auch die über Jahrhunderte 

gewachsene Heimat dieser slawischen 

Minderheit darstellt. 

Wir als gesamte AfD-Fraktion freuen uns auf die 

kommenden Aufgaben und wünschen unserem 

Stadtrat Marcel Fröschl alles Gute für die Arbeit in 

diesem städtischen Gremium. 

 

Gruß Toni Schneider (Stadtrat u. Presse) 

https://www.facebook.com/photo.php?fbid=1213826612159261&set=a.208147446060521&type=3

&theater 

https://www.facebook.com/permalink.php?story_fbid=2289628057816338&id=910992965679861
https://www.facebook.com/photo.php?fbid=1213826612159261&set=a.208147446060521&type=3&theater
https://www.facebook.com/photo.php?fbid=1213826612159261&set=a.208147446060521&type=3&theater
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Termine – Kreisverband Bautzen 
 

 

 

Alle Termine finden Sie unter: http://www.afdbautzen.de/veranstaltungshinweise/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sa 09.11.19 10.00-12.00 Uhr Lausitzer Platz

02977 Hoyerswerda

AfD-INFOSTAND 

der Regionalgruppe Hoyerswerda

Di 12.11.19 14.00-18.00 Uhr Bürgerbüro 

Karl-Marx-Str. 15

02625 Bautzen

BÜRGERSPRECHSTUNDE 

mit Jörg Urban, Landesvorsitzender der AfD 

Sachsen

Di 12.11.19 18.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Straße 15

02625 Bautzen

BAUTZENER LIEDERTAFEL

Gemeinsames Singen deutscher Volkslieder

Do 14.11.19 14.00-17.00 Uhr Stadtverwaltung 

Wilthen

Bahnhofstr. 5

02681 Wilthen

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Frank Peschel, MdL

dem Landtagsabgeordneten aus der Oberlausitz

Di 19.11.19 18.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Straße 15

02625 Bautzen

BAUTZENER LIEDERTAFEL

Gemeinsames Singen deutscher Volkslieder

Di 03.12.19 18.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Straße 15

02625 Bautzen

BAUTZENER LIEDERTAFEL

Gemeinsames Singen deutscher Volks- und 

Weihnachtslieder

Di 17.12.19 18.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Straße 15

02625 Bautzen

BAUTZENER LIEDERTAFEL

Gemeinsames Singen deutscher Volks- und 

Weihnachtslieder

http://www.afdbautzen.de/veranstaltungshinweise/
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Neues von der AfD Sachsen und der 

Fraktion im Sächsischen Landtag 
 

 

Vorsicht, Post aus Sachsen! 

Die Sonntagskolumne von Jörg Urban vom 02.11.2019 
 

Liebe Freunde, liebe Leser, 

 

wie ein schwer getroffener Boxer taumelt die CDU unter Bundeskanzlerin Angela Merkel von einer 

Ecke zur anderen. In völliger Orientierungslosigkeit sind manche ihrer Vertreter inzwischen sogar 

bereit, mit den SED-Erben der Linken zu koalieren. 

 

Das einzige Ziel lautet dabei: Machterhalt. 

Inhalte spielen keine Rolle mehr. Jüngstes 

Beispiel: Innenminister Horst 

Seehofer, der einst eine „Herrschaft des 

Unrechts“ beklagte, will neuerdings ein 

Viertel aller illegalen Migranten, die 

europäischen Boden betreten, nach 

Deutschland holen. 

 

Friedrich Merz ist deshalb zuzustimmen: 

Diese Regierung ist „grottenschlecht“ und 

es wird jeden Tag unerträglicher. Was 

Merz allerdings nicht begreift: Bei dieser 

Union ist Hopfen und Malz verloren. Sie 

wird frühestens dann zu Reformen von 

innen heraus bereit sein, wenn sie wie die 

SPD im einstelligen Bereich angekommen 

ist. 

 

Bis dahin greifen die Kretschmers und Mohrings dieser Republik nach jedem Strohhalm, um sich 

über Wasser zu halten. Dass sie im Zuge dessen lieber mit offen deutschenfeindlichen Parteien 

paktieren, statt eine bürgerliche Neuausrichtung einzuleiten, ist erschreckend. Denn dies bedeutet: 

Linksgrüne Ideologie statt Freiheit des Denkens, De-Industrialisierung statt wirtschaftliche Vernunft 

und Weltrettungs-Phantasien statt bodenständiger Patriotismus. 

 

Solange die Altparteien irgendwie noch eine Resterampe-Koalition zusammenbekommen, werden 

sie sich darüber hinaus den Staat weiter zur Beute machen. Schauen Sie sich nur einmal diesen 

aufgeblähten Bundestag mit seinen über 700 Abgeordneten an. Fast eine Milliarde Euro kostet 



 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 45/2019 Seite 10 von 50 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 45/2019    

AfD-Kreisverband Bautzen                 

sein Betrieb, obendrauf kommen zusätzlich fast 600 Millionen Euro für parteinahe Stiftungen und 

die Ministerien verpulvern hunderte Millionen Euro für externe Berater. 

 

Diesen Ausgabenwahnsinn müssen wir stoppen. Als echte Alternative ist die AfD bereit dazu. Die 

anderen Parteien hängen dagegen an ihren Pfründen. Das ist auch im Sächsischen Landtag so, 

doch damit wird jetzt Schluss gemacht. 

 

Am Mittwoch ist es uns gelungen, einen Untersuchungsausschuss zur rechtswidrigen 

Listenkürzung der AfD durchzusetzen. Seine Aufgabe ist es aufzuklären, in welchem Maße 

Kretschmers Landesregierung die Wahlleiterin beeinflusste. 

 

Die Verantwortlichen für diesen beispiellosen Anschlag auf unsere Demokratie müssen aus dem 

Staatsdienst entfernt werden. Außerdem möchten wir mit diesem ersten Schritt eine 

Grundsatzdebatte über unser Wahlrecht anregen. Es kann nicht sein, dass Parteipolitiker über die 

Listen der Konkurrenz entscheiden. 

 

Hier liegt ein Konstruktionsfehler vor, der so schnell wie möglich beseitigt werden muss. Das gilt 

ebenso für den Klageweg. Alle Parteien müssen rechtzeitig die Möglichkeit haben, gegen 

mutmaßlich falsche Entscheidungen des Wahlausschusses juristisch vorgehen zu können. Denn 

der Wille des Volkes muss sich unbedingt eins zu eins im Parlament widerspiegeln. 

 

Die AfD fühlt sich dem verpflichtet wie keine zweite Partei in Deutschland. Wir haben freiheitlichen, 

patriotischen und konservativen Bürgern wieder eine Stimme gegeben. Wie nötig das war, zeigen 

unsere sensationellen Wahlergebnisse in Thüringen, Brandenburg und Sachsen. 

 

Mit vielen neuen Abgeordneten können wir nun der Regierung Paroli bieten und die versprochene 

Wende mit viel Tatendrang in den Parlamenten voranbringen. Wir werden uns jedoch nicht auf das 

Kleinklein der Tagespolitik beschränken. Der direkten Demokratie auf die Sprünge zu helfen, steht 

weiter ganz oben auf unserer Agenda. 

 

Im Gegensatz zu den Altparteien halten wir Sie für mündig genug, die großen Fragen unserer 

Nation beantworten zu können. Soll es Grenzkontrollen geben? Darf eine Moschee gebaut 

werden? Und soll das Bargeld erhalten bleiben? 

 

Volksentscheide darüber könnten unsere Demokratie neu beleben und wären zugleich ein Grund, 

den wuchernden Parteienstaat zurechtzustutzen. Was ich damit sagen möchte: Wir müssen die 

Macht in unserem Land neu verteilen. Sie, liebe Bürger, haben mehr Mitsprache verdient. Das 

lässt sich aber nur umsetzen, wenn die Parteien auf Befugnisse verzichten. 

 

Das fängt an beim Wahlausschuss und hört auf bei den existenziellen Zukunftsfragen unseres 

Landes. „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“, heißt es im Grundgesetz. Halten wir uns endlich 

daran! 

 

Bis nächsten Sonntag, 

Ihr Jörg Urban 

https://www.facebook.com/joerg.urban.mdl/photos/a.922706534487911/2590551321036749/?type

=3&theater 

https://www.facebook.com/joerg.urban.mdl/photos/a.922706534487911/2590551321036749/?type=3&theater
https://www.facebook.com/joerg.urban.mdl/photos/a.922706534487911/2590551321036749/?type=3&theater
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Genug GEZahlt! – Jetzt mitmachen und unterschreiben! 

Liebe Freunde,  

wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt.  

 

Wir wehren uns mit der Volksinitiative "Genug GEZahlt!" gegen die einseitige Manipulation der 

Öffentlichkeit durch die übermächtigen Staatsmedien. Sie bestimmen die täglichen Schlagzeilen, 

die jedes aber auch jedes Medium zwingen, sich daran abzuarbeiten. Dieses Agenda Setting wird 

mit 8 Mrd. EUR Zwangsbeiträgen nur für die Öffentlich-rechtlichen durchgesetzt. Das ist eine 

grobe, gesetzwidrige Wettbewerbsverzerrung. Allein die Tatsache, dass einzig und allein die AfD 

es wagt, diese Manipulation der Meinungsbildung zu thematisieren, macht uns schon zu den 

"bösen" Außenseitern.  

 

Deshalb ist unsere Volksinitiative ein zentrales Thema für unsere Partei. Jedes Mitglied, jeder 

Wähler der AfD ist aufgefordert, mitzumachen und sich als Multiplikator dafür einzusetzen. 

Konkret: Nur so können wir 40.000 Sachsen mobilisieren, die Volksinitiative zu unterzeichnen. 

Wenn jedes Mitglied oder Freund der Partei mindestens 10 Unterschriften in seinem persönlichen 

Umfeld sammeln könnte, würde das unserer Initiative zum Erfolg verhelfen.  

 

Wie das gehen kann und was unbedingt zu beachten ist, findet man auf der Website des Vereins 

https://sachsen.genug-gezahlt.tv/ 

Unterschriftenformulare und Flyer gibt es auch in jedem Bürgerbüro im KV Bautzen zur Abholung! 

 

In diesem Sinne Ihr  

 

Jan Zwerg  

Generalsekretär der AfD Sachsen  

 

Karin Wilke  

Vorsitzende Genug GEZahlt! in Sachsen e.V. 

 

 

 

https://sachsen.genug-gezahlt.tv/
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 04.11. 2019 
 

Windkraft-Branche muss sich um eigenen Müll selbst kümmern 

Laut einer neuen Studie des Umweltbundesamtes fehlen der Windkraft-Branche 300 Millionen 
Euro, um ihre alten Anlagen fachgerecht entsorgen zu können. Dazu erklärt der 
Fraktionsvorsitzende der AfD im Sächsischen Landtag, Jörg Urban: 

„Jedes Jahr bis zu 70.000 Tonnen Sondermüll 
allein an Rotorblättern können wir nicht einfach 
ignorieren. Gleiches gilt auch für die 
Betonfundamente. Sie müssen nach der 
Nutzungsdauer der Windkraftanlagen vollständig 
auf Kosten der Betreiber entfernt werden. 

Dass ihnen hierfür die Mittel fehlen, ist ein 
unfassbarer Skandal. Warum durften diese 
klammen Betreiber denn dann überhaupt die 
Anlagen aufbauen? Nach Ansicht der AfD 
müssen die Betreiber unbedingt insolvenzsichere 
Rücklagen für die Entsorgung bilden. Wer das 
nicht in ausreichendem Maße macht, darf für kein 
einziges Windrad eine Genehmigung erhalten. Den Steuerzahlern diese Kosten aufzubürden, ist 
definitiv der falsche Weg. 

Darüber hinaus lehnen wir die Verspargelung der wunderschönen Landschaft des Freistaates 
Sachsen aus prinzipiellen Gründen ab. Der Flächenverbrauch der Windkraft ist viel zu groß und 
der Schutz von Wäldern und Vögeln liegt uns sehr am Herzen. Wir brauchen daher andere 
Lösungen. 

Im Übrigen ist es ein Treppenwitz der Geschichte, dass die Bundesrepublik Deutschland mit ihrem 
Mühlengesetz von 1957 die Stilllegung von Windmühlen unterstützte und heute den Ausbau dieser 
mittelalterlichen Technologie mit Unsummen subventioniert. Das ist ewiggestrig. Wir setzen 
dagegen auf technischen Fortschritt.“ 
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/windkraft-branche-muss-sich-um-
eigenen-muell-selbst-kuemmern.html 

 

MINT-Fächer statt Soziologie und Polit-Unterricht 

In Sachsen werden viel zu wenige Informatiker ausgebildet, kritisiert der Rektor der TU-
Bergakademie Freiberg. Zudem studieren immer weniger Schulabgänger in Sachsen MINT-Fächer 
(Mathe, Informatik, Naturwissenschaft und Technik) oder brechen das Studium vorzeitig ab, 
berichtet MDR-Aktuell. 

Dr. Rolf Weigand, Mitglied im AfD-Fraktionsvorstand, erklärt: 

„Mit dem Geld der Steuerzahler müssen endlich ausreichend MINT-Studienplätze, z.B. für 
Informatik finanziert werden, die zur Wertschöpfung in unserer Gesellschaft beitragen. Dagegen 
fördert die CDU-geführte Staatsregierung lieber unproduktive Studiengänge. In Sachsen studieren 
mehrere tausend Schulabgänger Soziologie, Politologie oder Genderwissenschaft, für die es auf 
dem Arbeitsmarkt kaum Verwendung gibt, außer in steuerfinanzierten Projekten für die ‚Erziehung‘ 
der sächsischen Bürger zu mehr ‚Toleranz und Weltoffenheit‘. 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/windkraft-branche-muss-sich-um-eigenen-muell-selbst-kuemmern.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/windkraft-branche-muss-sich-um-eigenen-muell-selbst-kuemmern.html
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Auch die mangelnde Studienbereitschaft und hohe Abbrecher-Quote in MINT-Fächer ist von der 
CDU hausgemacht. Seit Jahren werden die Anforderungen für diese Fächer in der Schule 
heruntergeschraubt. Zunehmend können sie sogar ganz abgewählt werden. Die CDU installiert 
lieber einen neuen Polit-Unterricht á la 
Staatsbürgerkunde 2.0, als unseren Schülern 
elementares Wissen für den Arbeitsmarkt zu 
vermitteln. 

Darüber hinaus sind aber auch die Hochschulen 
in der Pflicht, für ihre Studienangebote, gerade im 
MINT-Bereich aktiv zu werben. Es reicht eben 
nicht, nur bunte Prospekte zu verteilen, sondern 
hier müssen Studiengänge transparent und auch 
direkt von Mitarbeitern der Hochschulen 
vorgestellt und beworben werden. Auch die 
Zusammenarbeit mit lokalen Firmen aus den 
Bereichen kann ein hilfreiches Mittel, um die 
Naturwissenschaftler und Ingenieure von morgen 
zu gewinnen.“ 
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/mint-faecher-statt-soziologie-und-polit-
unterricht.html 

 

Finanziert die sächsische CDU-Regierung ihre Politik über Schleichwege? 

Auf Anfrage der AfD-Fraktion (7/54) gab die Staatsregierung die Rücklagen des Freistaates mit 
knapp drei Milliarden Euro an. Der Chef des Sächsischen Städte- und Gemeindetages (SSG), 
Woitscheck, bezifferte die Rücklagen dagegen mit 13 Milliarden Euro und forderte in der „Freien 
Presse“ höhere Zuwendungen für die klammen Kommunen. Sachsen gibt hier deutlich weniger 
Geld als Brandenburg oder Mecklenburg-Vorpommern aus. 

André Barth, AfD-Landtagabgeordneter und 
Anfragesteller, erklärt: 

„Der CDU-Finanzminister gibt die Rücklagen des 
Freistaates mit knapp zehn Milliarden weniger an 
als der Chef des SSG. Hier stellen sich natürlich 
Fragen: Finanziert die CDU-Regierung ihre Politik 
mit dem Geld der Steuerzahler über 
Schleichwege, um klammheimlich am Parlament 
vorbei umstrittene Projekte zu finanzieren? Wir 
werden den möglichen Fehlbetrag und dessen 
Verwendung parlamentarisch aufklären und 
fordern zugleich Finanzminister Haß auf, diese 
Ungereimtheiten aus der Welt zu schaffen. 

Zudem ist die Kritik des Städte- und Gemeindetages mehr als berechtigt. Die Kommunen 
bekommen von der sächsischen Regierung immer neue Pflichten aufgebürdet, die sie finanziell 
ausbluten lassen. Deshalb hatte die AfD-Fraktion den Gesetzentwurf eingebracht (6/11443), 
jährlich 250 Millionen zur Stärkung des ländlichen Raumes an die Kommunen auszuzahlen. Damit 
sollte die notwendige Daseinsvorsorge und Infrastruktur im ländlichen Raum erhalten und eine 
weitere Abwanderung aus Dörfern und Kleinstädten verhindern werden. Die CDU lehnte den 
Gesetzentwurf genauso ab wie die anderen Konsens-Parteien.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/mint-faecher-statt-soziologie-und-polit-unterricht.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/mint-faecher-statt-soziologie-und-polit-unterricht.html
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https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/finanziert-die-saechsische-cdu-
regierung-ihre-politik-ueber-schleichwege.html 

 

Rote Hetzjagden in Berlin – Antifa-Notstand ausrufen! 

Viele Polizisten verletzt – Bin um mein Leben gerannt: Entsetzen nach linken Krawallen in Berlin“, 

titelt aktuell „Focus“. 

 

Über 1000 Linksextremisten verletzten am Wochenende bei „Demonstrationen“ 19 Polizisten teils 

schwer. Die Polizei hatte rund 1500 Beamte im Einsatz. Security-Mitarbeiter mussten sich zudem 

in einem Bauwagen verschanzen, nachdem sie von Linksextremisten durch die Stadt gehetzt 

wurden. „Ich bin um mein Leben gerannt“, erklärte einer der Opfer gegenüber der „Berliner 

Morgenpost“. 

 

Dazu erklärt der Pressesprecher des sächsischen 

AfD-Landesvorstandes, Andreas Harlaß: 

 

„Diese erneuten Krawalle mit Stein- und 

Farbbeutel-Angriffen durch selbsternannte 

‚Antifaschisten’ verlangen regelrecht danach, dass 

in Berlin sofort der ‚Antifa‘-Notstand ausgerufen 

wird. Die rotrotgrüne Senatsverwaltung hat beim 

Thema Sicherheit komplett versagt. Erst recht, 

wenn ganz normale Bürger, die das Eigentum 

anderer schützen, durch die Stadt gejagt werden. 

 

Auffällig bei Gewalt von linker Seite ist die erneut spür- und fühlbare Zurückhaltung der meisten 

Medien. In Chemnitz wurden Hetzjagden regelrecht herbeigeschrieben und -gesendet, obwohl 

Verfassungsschutz und Staatsanwaltschaft dementierten, dass es welche gab. Wenn Vermummte 

des linken politischen Narrensaumes Menschen durch die Straßen hetzten, weil ihnen eine andere 

politische Einstellung unterstellt wird, gibt es den Begriff ‚Hetzjagden‘ in der veröffentlichen 

Meinung offenbar mit einem Mal nicht mehr.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/rote-hetzjagden-in-berlin-antifa-notstand-

ausrufen.html 

 

 

 

 

 

 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/finanziert-die-saechsische-cdu-regierung-ihre-politik-ueber-schleichwege.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/finanziert-die-saechsische-cdu-regierung-ihre-politik-ueber-schleichwege.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/rote-hetzjagden-in-berlin-antifa-notstand-ausrufen.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/rote-hetzjagden-in-berlin-antifa-notstand-ausrufen.html
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 05.11.2019 
 

Streit um Grundrente: Senioren sind keine Bürger zweiter Klasse! 

Zum schwelenden Streit zwischen den beiden Regierungsparteien SPD und CDU beim Thema 
Grundrente erklärt der Sozialpolitiker der AfD-Fraktion, André Wendt: 
 
„Seit Jahren bürdet die große Koalition den 
Beitrags- und Steuerzahlern immer neue 
Finanzlasten auf. Die strittige Rente allerdings ist 
keine Wohltat, sondern Teil der Bringepflicht des 
Staates für seine Bürger, die den Wohlstand 
Deutschlands maßgeblich erwirtschaftet haben. 
Dieser lange Streit ist darum unwürdig und muss 
schleunigst zum Wohle der ehemaligen und 
aktuellen Erwerbstätigen beendet werden. 
 
Hinzu kommt, dass nun als beschlossen gilt, eine 
Million Ladepunkte für Elektroautos zu schaffen. 
Geld scheint bei diesem Projekt überhaupt keine 
Rolle zu spielen. Für die E-Mobilität fließen die Milliarden, während bei Senioren der Eindruck 
entsteht, dass für viele andere Projekte jederzeit sehr viel Geld vorhanden ist, welches ihnen 
vorenthalten wird. 
 
Ich appelliere daher an die Regierungsparteien, Rentnern nicht das Gefühl zu geben, sie seien 
möglicherweise Bürger 2. Klasse.“ 
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/streit-um-grundrente-senioren-sind-
keine-buerger-zweiter-klasse.html 

 

Russlandsanktionen sind Gift für sächsische Textilindustrie 

Die traditionsreiche, ostdeutsche Textilindustrie leidet enorm unter den Russland-Sanktionen, 

erläutert heute die Freie Presse. In den letzten Jahren musste sie Umsatzeinbußen im dreistelligen 

Millionenbereich hinnehmen. Betroffen davon sind 12.000 Beschäftigte in Sachsen. 

 

Dazu betont der Fraktionsvorsitzende der AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag, Jörg Urban: 

 

„Sächsische Unternehmen können mit Russland 

nicht handeln, aber CDU-Ministerpräsident 

Michael Kretschmer reist öffentlichkeitswirksam 

nach St. Petersburg, um dort vermutlich Kaviar 

und andere Köstlichkeiten zu verspeisen. Seine 

Politik ist damit die reinste Täuschung. 

 

Kretschmer müsste erst einmal seine eigene 

Partei zu einer Beendigung der Russland-

Sanktionen überreden. Als nächstes müsste er 

zusammen mit den am stärksten leidenden 

Branchen nach Russland aufbrechen, um die 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/streit-um-grundrente-senioren-sind-keine-buerger-zweiter-klasse.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/streit-um-grundrente-senioren-sind-keine-buerger-zweiter-klasse.html
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wirtschaftliche Zusammenarbeit wieder zu intensivieren. 

 

PR-Termine mit Putin sind dagegen inhaltsleerer Aktionismus, um die Bürger hinters Licht zu 

führen. Das brauchen wir nicht. Ich erwarte vom Ministerpräsidenten, dass er die Sorgen und Nöte 

der Textilindustrie endlich ernst nimmt. Das hieße, die Konfrontation in der eigenen Partei zu 

wagen und energisch auszufechten. Bei Kretschmer habe ich da aber leider wenig Hoffnung. 

 

Die AfD-Fraktion hat sich von Beginn an gegen die Russland-Sanktionen ausgesprochen. Denn: 

Während die CDU den Niedergang gewachsener und erfolgreicher Industrien billigend in Kauf 

nimmt, verfolgen wir eine Politik der Wohlstandsmehrung.“ 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2570514526351383

/?type=3&theater 

 

Antifa-Terror ist Antifa-Terror und kein „Immobilienkrieg“ 

Die BILD-Zeitung und Morgenpost berichten aktuell über den Angriff auf die Prokuristin eines 

Immobilienunternehmens in Leipzig durch vermummte „Antifaschisten“. Die Schlagzeile der 

Morgenpost dazu lautet: „Leipzigs Immobilienkrieg“. Die BILD suggeriert derweil, der jüngste 

Vorfall sei besonders schlimm, weil es nicht mehr nur politische Gegner treffe. 

 

Dazu erklärt Sebastian Wippel, Fraktionsvorstand 

der AfD im Sächsischen Landtag: 

 

„Es ist hanebüchen zu unterstellen, hier sei ein 

Immobilienkrieg im Gange. Das würde ja bedeuten, 

dass zwei verfeindete Unternehmen einander mit 

unfairen Mitteln drangsalieren. Die Realität ist aber 

eine andere: Seit Jahren terrorisiert die militante 

Antifa-Szene immer größere Teile der Leipziger 

Bevölkerung. Auch die Polizei wird ständig 

angegriffen. 

 

Wir werden dieses Problem nur unter Kontrolle bekommen, wenn gegen den Linksextremismus 

endlich genauso entschieden wie gegen den Rechtsextremismus und Islamismus vorgegangen 

wird. Das haben wir im Landtag so beantragt. Die Altparteien lehnten es jedoch geschlossen ab.“ 

 

Der Landtagsabgeordnete Carsten Hütter ergänzt: 

 

„Um im Kampf gegen den Linksextremismus bestehen zu können, ist es nötig, harte Strafen gegen 

die Täter auszusprechen, die Antifa-Szene gründlich zu durchleuchten, die finanzielle 

Unterstützung von Treffpunkten wie dem Conne Island zu beenden und Online-Plattformen wie 

Indymedia vom Netz zu nehmen. Genau das erwarten wir von Leipzigs Oberbürgermeister Jung 

und CDU-Innenminister Wöller. Bloße Ankündigungen sind uns zu wenig. 

 

Als ganz gefährlich erachten wir zudem die Neigung der Presse, zwischen Opfern erster und 

zweiter Klasse zu unterscheiden. Wer das macht, rechtfertigt immer die Gewalt gegen eine 

bestimmte Gruppe. Das darf es niemals geben.“ 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2570514526351383/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2570514526351383/?type=3&theater
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https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/antifa-terror-ist-antifa-terror-und-kein-

immobilienkrieg.html 

 

Elektro-Auto aus Sachsen ist teuer und vernichtet Arbeitsplätze 

Heute startet die Produktion des neuen VW-Elektro-Autos ID.3 in Zwickau. Die Basisversion soll 

knapp 30.000 Euro kosten. Durch das Elektro-Auto fallen im Chemnitzer Raum ca. 5.500 Jobs 

weg, berichtet die „Freie Presse“. 

Zudem hat die CDU-Regierung verkündet, mehr als drei Milliarden Euro Steuergeld in den Neubau 

von Ladestationen zu stecken. 

Thomas Thumm, Mitglied im AfD-Fraktionsvorstand, 

erklärt: 

„Die von der CDU forcierte ‚Mobilitätswende‘ ist 

schädlich für den Geldbeutel der Bürger und für die 

Wirtschaft. Normal- und Geringverdiener können 

sich bald kein eigenes Auto mehr leisten. Dazu 

kommen die vielen Milliarden Steuergelder, die nun 

in der Rente, Pflege oder im Straßenbau fehlen. 

Die Vernichtung von 5.500 Jobs in der 

Zulieferindustrie dürfte zudem viel zu optimistisch 

sein. Eine Studie der Uni Duisburg geht von 

deutschlandweit 120.000 Jobs aus. Zusätzlich häufen sich die Berichte, dass VW seinen 

Mitarbeitern in Zwickau zwar nicht kündigt, sie aber gezwungen werden ihre Familien zu verlassen, 

um nun z.B. in Wolfsburg zu arbeiten. 

Die AfD lehnt die erzwungene, planwirtschaftlich organisierte Mobilitätswende der CDU ab. Die 

Suche nach der Mobilität der Zukunft muss technologieoffen erfolgen und gefördert werden. Am 

Ende muss der Markt und der Kunde entscheiden, ob z.B. Wasserstoff-Antrieb effektiver und 

preiswerter ist und nicht so viele Jobs vernichtet wie das Batterie-Auto. Wir sehen es auch bei den 

Strompreisen – den teuersten in Europa - dass planwirtschaftliche Eingriffe der Regierung in 

Marktmechanismen negative Folgen für die Bürger haben.“ 

 https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/elektro-auto-aus-sachsen-ist-teuer-und-

vernichtet-arbeitsplaetze.html 

 

 

 

 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 06.11.2019 
 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/antifa-terror-ist-antifa-terror-und-kein-immobilienkrieg.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/antifa-terror-ist-antifa-terror-und-kein-immobilienkrieg.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/elektro-auto-aus-sachsen-ist-teuer-und-vernichtet-arbeitsplaetze.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/elektro-auto-aus-sachsen-ist-teuer-und-vernichtet-arbeitsplaetze.html
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Das Rentenkonzept der AfD-Fraktion Sachsen. 

https://afd-fraktion-

sachsen.de/themen/rentenkonzept.html?fbclid=IwAR3HcnfOGsjJdHBy6zRwUi2B9Yl7kdAx62OA6

Ziu52U0mko3BDZUpF7v2Q8 

IN ALLER KÜRZE 

-------------------------------------------------------------------------> 

• Zahlung eines Rentenaufschlages von 10 Euro pro geleistetem 

Arbeitsjahr auf die Grundsicherung. 

• Sicherung des Rentenniveaus auf 50 Prozent. 

• Keine weitere Erhöhung des Renteneintrittsalters über 65 Jahre oder 

des Rentenbeginns nach 40 Beitragsjahren. 

• Alle zahlen in das gesetzliche Rentensystem ein – auch 

Selbstständige, Freiberufler, Beamte und Politiker. 

• Berufsständische Vorsorgesysteme bleiben erhalten. 

• Keine Doppelbesteuerung der Rente. 

• Die Anzahl der Kinder wird beim Beitragssatz und den 

Rentenzahlbeträgen berücksichtigt. 

• Angleichung der Ost-Renten an das West-Niveau. 

• Flexibilisierung des Renteneinstiegsalters und der Zuverdienstmöglichkeiten. 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572055872863915

/?type=3&theater 

 

Sachsens Grenze steht offen für Kriminelle und Terroristen 

Zwei Bosnier, die vier Sturmgewehre, 95 Handgranaten und acht Pistolen durch Sachsen 

schmuggelten, wurden gerade zu drei Jahren Haft und zu acht Monaten Jugendhaft verurteilt. Die 

beiden hatten Kontakt zu islamistischen Terroristen, die in Paris 130 Menschen töteten. 

 

Sebastian Wippel, Mitglied im Fraktionsvorstand, erklärt: 

 

„Die beiden Kriminellen sind nur aufgeflogen, weil 

sie so dumm waren, in exponierter Lage am 

Dresdner Hauptbahnhof im Halteverbot zu parken. 

 

Man muss sich klar machen, dass diese Waffen 

für Belgien bestimmt waren und wohl eher für den 

nächsten Anschlag gebraucht worden wären, als 

zur Dekoration des Wohnzimmers. 

Erschreckend ist auch, dass in diesem Prozess 

einer der Hintermänner von islamistischen 

Anschlägen in Paris in Sachsen Anhalt 

festgenommen wurde. Wo er her kam, was er hier 

macht und was er vorhat? Die Staatsregierung und die Bundesregierung hüllen sich auf AfD 

Anfragen in Schweigen und Unkenntnis. 

Dieser Vorfall zeigt erneut: Die Grenzen in Sachsen und ganz Deutschland stehen für 

durchreisende Kriminelle, Terroristen und illegale Einwanderer weiter offen wie Scheunentore. 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/themen/rentenkonzept.html?fbclid=IwAR3HcnfOGsjJdHBy6zRwUi2B9Yl7kdAx62OA6Ziu52U0mko3BDZUpF7v2Q8
https://afd-fraktion-sachsen.de/themen/rentenkonzept.html?fbclid=IwAR3HcnfOGsjJdHBy6zRwUi2B9Yl7kdAx62OA6Ziu52U0mko3BDZUpF7v2Q8
https://afd-fraktion-sachsen.de/themen/rentenkonzept.html?fbclid=IwAR3HcnfOGsjJdHBy6zRwUi2B9Yl7kdAx62OA6Ziu52U0mko3BDZUpF7v2Q8
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572055872863915/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572055872863915/?type=3&theater
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Seit Jahren unternimmt die CDU-Regierung und Ministerpräsident Kretschmer viel zu wenig, um 

unsere Grenzen effektiv vor Straftätern zu sichern. Die wenigen Bundespolizisten, die in den 

nächsten Jahren zusätzlich nach Sachsen verlegt werden sollen, reichen bei weitem nicht, um die 

fast 600 Kilometer nationale Außengrenze zu sichern. 

 

Herr Kretschmer hätte längst eine Bundesratsinitiative starten müssen, damit endlich härter gegen 

illegal Einreisende vorgegangen wird. Die Rückkehr des abgeschobenen Miri-Clan-Chefs nach 

Deutschland zeigt die Verhöhnung und Wirkungslosigkeit unseres Rechtsstaats. 

 

Seehofers deshalb erfolgte heutige Ankündigung von sofortigen stärkeren Kontrollen an den 

Außengrenzen sind ein schlechter Witz, wenn illegal Asylbegehrende trotzdem zuerst ins 

Landesinnere geschickt werden, um hier langwierig feststellen zu lassen, dass wegen einer 

Abschiebung mit Wiedereinreisesperre der Antrag unberechtigt ist. 

 

Anmerkung: Die Grenzen in Görlitz waren heute Vormittag, entgegen Seehofers Verlautbarung an 

allen Grenzen zu kontrollieren, unkontrolliert.“ 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572344272835075

/?type=3&theater 

 

DANK GRÜNEM GESETZESVORSCHLAG: SACHSEN DROHEN JETZT ISLAMISCHE 

FEIERTAGE! 

Unter weitestgehendem Ausschluss der Öffentlichkeit haben Linke und Grüne an einem neuen 

„Integrationsgesetz“ für Sachsen gearbeitet. „Es drohen eine Migranten-Quote in der 

öffentlichen Verwaltung, Sonderbestimmungen für 

muslimische Feiertage sowie eine massive finanzielle 

Stärkung der Migranten-Lobby in Sachsen“, erklärt das 

Mitglied des AfD-Fraktionsvorstands im Sächsischen Landtag 

Martina Jost. „Sachsen wäre somit das erste ostdeutsche 

Bundesland, das ein solches Integrationsgesetz einführen 

würde. Die Umwandlung unserer Heimat in eine 

multikulturelle Einwanderungsgesellschaft soll damit gegen 

den Willen der Bürger erzwungen werden“, betont das 

sächsische AfD-Vorstandsmitglied. Ähnliche Gesetze gibt es 

bisher in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin und Nordrhein-

Westfalen. 

 

„Islamisierung wird Vorschub geleistet“ 

 

Im Detail sieht der grüne Gesetzesentwurf vom 30. Oktober 2018 unter anderem die verpflichtende 

Einsetzung „hauptamtlicher Migrations- und Teilhabebeauftragter“ in Gemeinden mit mehr als 

20.000 Einwohnern vor. Zudem soll – unter Beteiligung einschlägiger linksradikaler Vereine – ein 

umfangreich mit Steuerzahler-Geld geförderter Landesbeirat für Migrations- und Teilhabefragen 

installiert werden. Vorgesehen ist außerdem eine an Quoten angelehnte „interkulturelle Öffnung 

der Landesverwaltung“. „Kultureller und/oder religiös geprägte Trink- und Essgewohnheiten“ der 

Migranten sollen dazu „sowohl in den Kantinen als auch bei offiziellen Anlässen“ besonders 

berücksichtigt werden. „Was ist der nächste Schritt? In einzelnen Kindergärten wurde zeitweise 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572344272835075/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572344272835075/?type=3&theater
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bereits das Schweinefleisch von der Speisekarte gestrichen. Müssen wir damit auch bald in den 

Kantinen der Verwaltungsbehörden rechnen?“, warnt Jost eindringlich vor den Folgen des 

Gesetzes. 

 

Kosten bisher „nicht bezifferbar“ 

 

Auch Bestattungen nach muslimischen Regeln sollen laut dem grünen Gesetzesentwurf in 

Sachsen erlaubt werden. Durch eine einschneidende Änderung des „Gesetzes über Sonn- 

und Feiertage im Freistaat Sachsen“ kann muslimischen Schülern und Arbeitnehmern 

zudem das ganztägige Fernbleiben vom Unterricht beziehungsweise von der Arbeit 

ermöglicht werden. „Damit leisten die Grünen der schrittweisen Islamisierung weiter Vorschub“, 

erklärt Jost dazu. „Mit der Umsetzung des Gesetzes entstehen für den Staatshaushalt derzeit nicht 

konkret bezifferbare Kosten“, heißt es außerdem im Entwurf. 

 

Bereits in ihrem Wahlprogramm zur vergangenen sächsischen Landtagswahl haben die Grünen 

ein „sächsisches Teilhabe- und Integrationsgesetz“ gefordert. Jost betont: „Im Mai wurde der grüne 

Gesetzesentwurf dank der AfD mehrheitlich abgelehnt, doch CDU und SPD haben bereits damals 

grundlegendes Interesse an den grünen Ideen signalisiert.“ Mit einer Aufnahme in den 

Koalitionsvertrag müsse gerechnet werden.  

Jost erklärt mit Nachdruck: „Die AfD spricht sich entschieden gegen solche Pläne aus!“ 

 

Quellen: 

http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=15236&dok_art=Drs&leg_per=6 

http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=17666&dok_art=Drs&leg_per=6 

 

Terroristisches Netzwerk der Antifa endlich zerschlagen 

Zur Einrichtung der Sonderkommission Linksextremismus (SoKo LinX) erklärt der Vorsitzende der 

AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag, Jörg Urban: 

 

„Was die Regierung heute an Maßnahmen gegen 

den Linksextremismus vorgestellt hat, reicht vorne 

und hinten nicht aus. Zehn Beamte mehr, die sich 

nun um die terroristisch agierende Antifa 

kümmern sollen, können wenig bis nichts 

ausrichten. Außerdem ist es ein völlig falsches 

Signal an diese Szene, die Maßnahmen auf 

Leipzig zu beschränken. Der Terror der Antifa 

findet auch in Dresden, Chemnitz, Bautzen und 

weiteren Städten statt. Die AfD fordert deshalb 

eine landesweite Bekämpfung der Antifa mit allen 

Mitteln. 

 

Wir müssen dieses terroristische Netzwerk und die Werbung dafür durch ein striktes Verbot 

ächten. Es ist nicht länger hinnehmbar, dass Landtags- und Bundestagsabgeordnete sogar im 

Plenum für die Antifa werben. Hier erwarte ich von allen Parteien klare Kante. 

http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=15236&dok_art=Drs&leg_per=6&fbclid=IwAR38gWawMNZRYf1enoXRx_gGT2f9x6koi_6G5SxYDdjaTM9Md_Cf9-RIpLw
http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=17666&dok_art=Drs&leg_per=6&fbclid=IwAR39I2GioJ9HIGB9yS7Fa-o8uw2Ep7mnDH6A_auUkSanJGM4oaZ8D3JMfTk
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Die Minister Wöller und Gemkow sind mir hier zu handzahm. Der linken Szene in Leipzig Runde 

Tische in Aussicht zu stellen, ist ein unnötiger Kniefall. Vielmehr müssen wir dieser Szene, die mit 

der Antifa sympathisiert, alle Finanzmittel entziehen. Darüber hinaus muss die SoKo LinX 

personell viel stärker aufgestellt werden.“ 

 

Carsten Hütter, sicherheitspolitischer Sprecher, ergänzt: 

 

„Die AfD hat die Bekämpfung des Linksextremismus immer wieder in die politische Debatte 

eingebracht und im Sächsischen Landtag konkrete Anträge gestellt. Die Altparteien lehnten dies 

stets ab. Die SoKo LinX ist damit erneut ein dreistes Plagiat der CDU, wobei wieder gilt: Das 

Original ist selbstverständlich besser als die lieblose Kopie.“ 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572293949506774

/?type=3&theater 

 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 07.11.2019 
 

AfD unterstützt Lehrerverband zum Erhalt der Kopfnoten 

Der Sächsische Lehrerverband setzt sich nun mit einer Online-Petition dafür ein, dass im Freistaat 

Sachsen die Kopfnoten beibehalten werden. Das hat der Lehrerverband öffentlich mitgeteilt. Mit 

den Noten in Betragen, Fleiß, Mitarbeit und 

Ordnung könnten Kinder und Eltern den Stand der 

Erziehungsziele erkennen, heißt es in der Petition. 

Dazu erklärt das AfD-Landesvorstandsmitglied, 

Martina Jost: 

„Gerade für Schüler, die sehr fleißig sind, aber 

Schwierigkeiten beim Lernen haben, können 

Kopfnoten bei der Bewerbung eine große Chance 

sein. Sie können Einsatzbereitschaft und 

Sozialkompetenz deutlich machen. Kopfnoten 

sind aber nicht nur für künftige Arbeitgeber ein 

wichtiges Kriterium, sondern auch für Eltern und 

die Schüler selbst. Die meisten Lehrer gehen sehr verantwortungsbewusst bei der Vergabe der 

Kopfnoten um. Zwar vertrat das Verwaltungsgericht Dresden unlängst die Auffassung, dass 

Kopfnoten in Sachsen rechtswidrig seien. Es fehle eine Regelung im Schulgesetz dazu. Allerdings 

hat das Oberverwaltungsgericht in Bautzen diese Noten im November 2018 für zulässig erklärt. 

Nun soll ein Haupsacheverfahren eröffnet werden. Sollte dieses scheitern, also Kopfnoten 

untersagen, fordert der Sächsische Lehrerverband bereits jetzt eine Änderung des Schulgesetzes, 

in dem die Kopfnoten verankert sind. 

In der alten Bundesrepublik wurde dem links verortetem, ideologischen Begehr stattgegeben und 

die Kopfnoten in den 1960er und 1970er Jahren in vielen Bundesländern abgeschafft. Inzwischen 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572293949506774/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/2572293949506774/?type=3&theater
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ist man aber auch dort, beispielsweise in Bayern, wieder zur Vergabe übergegangen. Allerdings 

wollen alle linksgrünen, sächsischen Parteien die Kopfnoten abschaffen. Sie seien unmodern und 

überholt. Das ist falsch! 

Die AfD-Fraktion setzt sich darum einschränkungslos für den Bestand von Kopfnoten ein und 

unterstützt auf politischer Ebene die Forderung des Lehrerverbandes!“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/afd-unterstuetzt-lehrerverband-zum-erhalt-

der-kopfnoten.html 

 

Wird offene Hetze von Lehrern an Sachsens Schulen geduldet? 

Ein Vater wandte sich an die AfD-Fraktion, weil die Gemeinschaftskunde-Lehrerin seines Kindes 

AfD-Mitglieder im Unterricht pauschal als „Nazis“ beleidigte. Zudem verglich die Lehrerin aus 

Ostsachsen einen AfD-Landtagskandidaten mit Hitler. 

Auf Nachfrage der AfD-Fraktion (7/106) deckte CDU-Kultusminister Christian Piwarz die Lehrerin. 

Im Unterricht sei es „sinnvoll“, auf „diskriminierende Inhalte“ hinzuweisen. 

Dr. Rolf Weigand, Mitglied im AfD-

Fraktionsvorstand und Anfragesteller, erklärt: 

„Wenn eine Lehrerin konservative Politiker als 

Nazis diffamiert, ist das eine Diskriminierung. Statt 

vor Diskriminierungen zu warnen, hat sie selbst 

das getan, was sie angeblich bekämpfen will. 

Dass dies vom Kultusminister beschönigt wird, ist 

absolut nicht verständlich. 

Nicht zum ersten Mal wenden sich empörte Eltern 

an die AfD-Fraktion, weil Lehrer offensiv gegen 

die AfD agitieren und versuchen, ihre Schüler zu 

indoktrinieren. Diese Einflussnahme für oder 

gegen eine politische Partei ist durch den Beutelsbacher Konsens strikt verboten. An Schulen 

muss politische Neutralität herrschen. 

Diese gesetzliche Grundlage ignoriert CDU-Kultusminister Piwarz, wenn es gegen den härtesten 

politischen Konkurrenten der CDU geht – gegen die AfD. Anders ist nicht zu erklären, dass der 

Kultusminister zum wiederholten Male keinerlei effektive Nachforschungen anstellen lässt. Die 

Lehrerin hat die Vorwürfe zum Teil bereits eingeräumt. Jetzt wäre es das Mindeste, dass das 

Ministerium dem Sachverhalt nachgeht. Wir werden den Vorfall weiter auf parlamentarischen 

Wege aufklären.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/wird-offene-hetze-von-lehrern-an-sachsens-

schulen-geduldet.html 

 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/afd-unterstuetzt-lehrerverband-zum-erhalt-der-kopfnoten.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/afd-unterstuetzt-lehrerverband-zum-erhalt-der-kopfnoten.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/wird-offene-hetze-von-lehrern-an-sachsens-schulen-geduldet.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/wird-offene-hetze-von-lehrern-an-sachsens-schulen-geduldet.html
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 08.11.2019 
 

30 Jahre Mauerfall: Wir kämpfen weiter für Meinungsfreiheit und Demokratie 

Zum Jubiläum „30 Jahre Mauerfall“ erklärt der AfD-Fraktionsvorsitzende im Sächsischen Landtag, 

Jörg Urban: 

„Ich bewundere den Mut der vielen Menschen, die 

1989 für Freiheit und Demokratie auf die Straße 

gegangen sind. Ihnen gilt auch heute noch mein 

aufrichtiger Dank, denn sie riskierten viel, um die 

Wiedervereinigung Deutschlands zu ermöglichen. 

Die DDR war eindeutig ein Unrechtsstaat. Sie ließ 

Dissidenten bespitzeln. Sie sperrte die eigenen 

Bürger ein und war sogar bereit dazu, diejenigen 

zu erschießen, die den Stacheldrahtzaun 

überwinden wollten. Wir können glücklich sein, 

dass diese Zeiten des real existierenden 

Sozialismus vorbei sind. 

Zugleich möchte ich vor Überheblichkeit warnen. Wenn in Umfragen 50 bis 75 % der Deutschen 

sagen, sie könnten nicht mehr offen ihre Meinung äußern, so ist das ein Ergebnis, das uns 

nachdenklich stimmen sollte. Im Grundgesetz taucht die Meinungsfreiheit gleich in Artikel 5 auf. 

Dies begreife ich als eine Verpflichtung, ihre vollständige Verwirklichung als eines der obersten 

Staatsziele zu verfolgen. 

Gerade in den Neuen Bundesländern ist der Wunsch danach ungebrochen. Das ist unbestritten 

einer der Hauptgründe für die phänomenalen Wahlerfolge der AfD. Wir haben den Mut zur 

Wahrheit und vertreten konsequent die Interessen des Volkes. 

Dazu gehört auch, die Benachteiligung der Ostdeutschen in aller Deutlichkeit anzusprechen. Trotz 

Ausgaben in Höhe von ca. zwei Billionen Euro ist es der Bundesregierung in den letzten 30 Jahren 

nicht gelungen, die Wirtschaft für den Osten zu begeistern. Noch immer sitzen mehr 

Großunternehmen in Hamburg als in den gesamten Neuen Bundesländern zusammen. Hinzu 

kommen Defizite bei der Infrastruktur und die Spätfolgen der Abwanderungswelle. 

Doch ich möchte nicht zu pessimistisch klingen: Die Binnenwanderung zwischen Ost- und 

Westdeutschland hat sich zuletzt umgekehrt. Sachsen ist dabei besonders attraktiv, denn hier gibt 

es die deutlichsten Zeichen für frischen Wind in der Politik. Wir nennen das Wende 2.0 und wir 

arbeiten als AfD hart daran, sie zum Wohle des Volkes weiter voranzutreiben.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/id-30-jahre-mauerfall-wir-kaempfen-weiter-

fuer-meinungsfreiheit-und-demokratie.html 

 

 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/id-30-jahre-mauerfall-wir-kaempfen-weiter-fuer-meinungsfreiheit-und-demokratie.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/id-30-jahre-mauerfall-wir-kaempfen-weiter-fuer-meinungsfreiheit-und-demokratie.html
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Neues von der Alternative für 

Deutschland 
 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom Wochenende 02./03.11. 2019 
 

Nach NGO-"Wassertaxi"-Kritik: DLRG-Chef wird Rücktritt nahegelegt 

Die Kritik der AfD an den NGO-Wassertaxen zur Überstellung illegaler Migranten nach Europa, 

erhält jetzt sogar Unterstützung durch den Präsidenten der Deutschen Lebens-Rettungs-

Gesellschaft (DLRG). 

 

Rau bläst Kai Wegner seit seiner Meinungsäußerung der 

linksgrüne Mainstream-Wind ins Gesicht! SPD und Grüne 

sägen sogleich beflissen an seinem Stuhl. Dabei sprach der 

DLRG-Chef nur das aus, was klar denkende Zeitgenossen 

ohnehin schon wissen: "Wer Menschen aus echter oder 

inszenierter Seenot aufnimmt, um sie nach Europa zu 

transferieren, macht sich moralisch mitschuldig am Tode 

unzähliger Menschen, die erst aufgrund der Taxidienste der 

sogenannten Seenotretter dazu ermutigt werden, die 

Einwanderung über das Mittelmeer zu versuchen.“ 

 

Wer die europäische Einwanderungspolitik nicht den 

kriminellen Menschenschmugglern und ihren Helfershelfern, den NGO-Taxidiensten, überlassen 

möchte, geschweige denn AfD-nahe Kritik an Migration und Asyl formuliert, wird im linken 

Meinungskorridor blitzschnell isoliert. Öffentliches an den Pranger stellen bis hin zur Vernichtung 

der jeweiligen Existenz wird dabei mit Schadenfreude im Kauf genommen. 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2019/taxidienste-gruenen-politiker-fordert-ruecktritt-von-

dlrg-chef/ 

 

 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2019/taxidienste-gruenen-politiker-fordert-ruecktritt-von-dlrg-chef/?fbclid=IwAR29UMZX0W-s5cBCEbqVvu805t4aNlt5OoLuQZzEHlNKhYtD-6H2plg2yEc
https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2019/taxidienste-gruenen-politiker-fordert-ruecktritt-von-dlrg-chef/?fbclid=IwAR29UMZX0W-s5cBCEbqVvu805t4aNlt5OoLuQZzEHlNKhYtD-6H2plg2yEc
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Aus dem Füllhorn der GroKo: 115,5 Mio Euro Förderung für die Feinde unserer Demokratie! 

Stolz verkündet die gerade so vor dem Doktortitel-Entzug 

verschont gebliebene Familienministerin Giffey, im Kampf 

gegen Extremismus das dubiose Programm "Demokratie 

leben" weiter millionenfach zu bezuschussen! 

 

Bis 2023 denkt man nicht an eine Kürzung der Mittel in Höhe 

von 115,5 Millionen Euro. Im Gegenteil - man kann sich sogar 

noch eine Erhöhung des Budgets vorstellen! Aber wen oder 

was finanzieren die Bürger hier unfreiwillig über ihre Steuern? 

Nutznießer der Zuwendungen ist unter anderem die 

berüchtigte Amadeu-Antonio-Stiftung mit ihren 

Gesinnungsschnüfflern im Staatsdienst. 

 

Ebenso werden Projekte mit Antifa-Kooperation gefördert, die 

sich oft überhaupt nicht gegen Rechtsextremismus wenden, sondern schlicht politisch rechte 

Meinungen geißeln. "Demokratie leben" verfolgt lediglich den Zweck, das politisch legitime 

Meinungs-Spektrum zu verengen und alles zu bekämpfen, was nicht links genug für den bunten 

Zeitgeist ist. Ein großer Teil der geförderten Träger und Projekte richtet sich mehr oder weniger 

offen gegen unsere Bürgerpartei… 

https://www.deutschlandfunk.de/kampf-gegen-extremismus-demokratie-leben-soll-geld-bis-

2023.1939.de.html?drn%3Anews_id=1064738 

https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/alexander-wallasch-heute/demokratie-leben-hunderte-

millionen-euro-fuer-wen-und-warum/ 

 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 04.11. 2019  

 

 

 

 

 

 

Wer vom Merkel-Kurs abweicht wird gnadenlos abgestraft 

AfD-Bundessprecher Dr. Alexander Gauland findet es bezeichnend für den Zustand der CDU, 
dass innerhalb der Partei offen über eine mögliche Koalition mit der Linkspartei gestritten werden 
könne, aber sofort mit dem Parteiausschluss gedroht werde, wenn jemand Gespräche mit der AfD 
vorschlage: 

„Es ist bezeichnend für den Zustand der CDU, dass innerhalb der Partei offen über eine mögliche 
Koalition mit der Linkspartei gestritten werden kann, aber sofort mit dem Parteiausschluss gedroht 
wird, wenn jemand Gespräche mit der AfD vorschlägt. Wer es wagt, eine abweichende Meinung 
zum immer noch vorherrschenden Merkel-Kurs zu äußern, wird gnadenlos abgestraft. Der Vorfall 
zeigt deutlich, wie sehr die verbliebenen bürgerlich-konservativen Kräfte in der Union mittlerweile 
an den Rand gedrängt worden sind. Die Verantwortlichen in der CDU lassen sich von der 
öffentlichen Meinung treiben, anstatt Perspektiven für eine bürgerliche Regierung jenseits von 
Linkspartei, Grünen und SPD auszuloten, die bereits jetzt in Thüringen möglich wäre“, sagt 
Gauland. 
https://www.afd.de/alexander-gauland-wer-vom-merkel-kurs-abweicht-wird-gnadenlos-abgestraft/ 

https://www.deutschlandfunk.de/kampf-gegen-extremismus-demokratie-leben-soll-geld-bis-2023.1939.de.html?drn%3Anews_id=1064738&fbclid=IwAR0BMAgv4abdTKuZH7ZVjIqfxbqbtNzGYqKT2UuCTU1nLUWwCWnv5Yyvg54
https://www.deutschlandfunk.de/kampf-gegen-extremismus-demokratie-leben-soll-geld-bis-2023.1939.de.html?drn%3Anews_id=1064738&fbclid=IwAR0BMAgv4abdTKuZH7ZVjIqfxbqbtNzGYqKT2UuCTU1nLUWwCWnv5Yyvg54
https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/alexander-wallasch-heute/demokratie-leben-hunderte-millionen-euro-fuer-wen-und-warum/?fbclid=IwAR0HONwhL9vmHAg0l55mVs8FZ-auHV8UGg0TSLc9VntPrFm_CFgGtdijsJc
https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/alexander-wallasch-heute/demokratie-leben-hunderte-millionen-euro-fuer-wen-und-warum/?fbclid=IwAR0HONwhL9vmHAg0l55mVs8FZ-auHV8UGg0TSLc9VntPrFm_CFgGtdijsJc
https://www.afd.de/alexander-gauland-wer-vom-merkel-kurs-abweicht-wird-gnadenlos-abgestraft/
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Ärztemangel: Die medizinische Versorgung unserer Kinder ist bedroht! 

Das Kind krank, kein Arzt erreichbar - für immer mehr Eltern ist das eine traurige und 

erschreckende Erfahrung. Vor allem in NRW und Rheinland-Pfalz fehlen die Mediziner. Im Akutfall 

kommt das einer Katastrophe gleich. 

 

Eine flächendeckende Versorgung für den erkrankten 

Nachwuchs ist zurzeit unmöglich, warnt die 

Deutschen Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin. Für 

die Eltern bedeutet das in der Realität lange Fahrtzeiten, 

einige wurden sogar schon in der Praxis abgewiesen - wegen 

Überfüllung. Auch die Kinderstationen in den Kliniken 

schließen inzwischen häufig - der Alptraum, wenn man ein 

krankes Kind im Arm hat oder auf regelmäßige medizinische 

Versorgung angewiesen ist… 

Bis 2023 wird jeder vierte derzeit noch tätige Kinder- und 

Jugendarzt in den Ruhestand gehen. Der Nachwuchs kann 

diese Lücke laut DGKJ nicht schließen. Angesichts der 

Tatsache, dass die Anzahl chronisch kranker Kinder, Frühgeborener und junger Patienten mit 

psychosomatischen Störungen stetig steigt, sind das ausgesprochen finstere Aussichten. Es muss 

dringend gehandelt werden. Wir brauchen hier die bestmögliche Versorgung, denn unsere Kinder 

sind unsere Zukunft! 

 

Das will die AfD für Familien und Kinder tun: https://www.afd.de/familie-bevoelkerung 

 

https://rp-online.de/nrw/panorama/kinderaerzte-mangel-in-nrw-und-deutschland-vor-allem-auf-

dem-land_aid-46852567 

 

Lächerliche Grenzkontrollen: Die Politik streitet über den Tropfen auf dem heißen Stein 

Der Rechtsbruch ist weiterhin in vollem Gange! Deutschland hat seit August 2018 lediglich 34 (!) 

Asylbewerber an der Grenze abgewiesen. 

 

Doch für eine ganz große Koalition von der CDU bis zur 

Linkspartei sind selbst diese 34 zu viele und es wird von 

Bundesinnenminister Horst Seehofer verlangt, dass wieder 

jeder in unser Land darf, der nur das Wort "Asyl" aussprechen 

kann, auch wenn nachweislich feststeht, dass er bereits in 

Griechenland oder Spanien einen Asylantrag gestellt hat. 

 

Horst Seehofer wiederum feiert sich für seinen "Erfolg" und für 

die zugrundeliegenden bilateralen Abkommen mit den 

Mittelmeer-Anrainern, auch wenn der Vertrag mit Italien nach 

über einem Jahr immer noch nicht unterzeichnet ist. Dass 

auch nicht einmal sicher ist, dass diese 34 nicht einfach eine 

Woche später, dann unkontrolliert, nach Deutschland 

gelangten - für Seehofer kein Grund zu Selbstkritik oder wenigstens demütigem Schweigen. 

https://www.afd.de/familie-bevoelkerung?fbclid=IwAR3bLR_EXzOUYRjhSL7pAFqUDmBs8FInpeAeLIpCYSeM-BDdSHDurzzo4N4
https://rp-online.de/nrw/panorama/kinderaerzte-mangel-in-nrw-und-deutschland-vor-allem-auf-dem-land_aid-46852567
https://rp-online.de/nrw/panorama/kinderaerzte-mangel-in-nrw-und-deutschland-vor-allem-auf-dem-land_aid-46852567
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Zum Vergleich: In diesen 14 Monaten gab es etwa 150.000 neue Anträge auf Asyl in Deutschland. 

Die Altparteien streiten hier also über 0,02% der Antragsteller. Ein Witz. 

 

Unsere Grenzen müssen endlich wirksam kontrolliert werden. Wer aus einem sicheren EU-Land 

kommt und kein Aufenthaltsrecht hat, muss abgewiesen werden. Auch die Abschiebungen müssen 

an Fahrt gewinnen. Wir wollen selbst entscheiden, wer bei uns lebt! 

 

Die AfD fordert: Migrationspakt stoppen: 

https://www.afd.de/migrationspakt-stoppen 

 

https://www.sueddeutsche.de/politik/grenzkontrollen-asylkompromiss-fluechtlinge-1.4665621 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 05.11.2019 
 

Wir sind gegen Kürzungen bei der Risiko- und Einkommensabsicherung für Landwirte 

AfD-Bundesvorstandsmitglied Stephan Protschka wertet die geplanten Kürzungen bei den 
Fördermitteln für Landwirte um 75 Millionen Euro als einen Ausdruck der bauernfeindlichen Politik 
der Bundesregierung: „Entgegen allen Zusicherungen und Versprechungen der jeweiligen 
Entscheidungsträger, soll die Einkommens- und Risikoabsicherung der Landwirte im nächsten 
Jahr um 75 Millionen Euro gekürzt werden. Damit handelt die Bundesregierung bewusst und aktiv 
gegen das eigene Bekenntnis zur bäuerlichen und regional verwurzelten Landwirtschaft. Keine 
Spur von Verlässlichkeit gegenüber der heimischen Landwirtschaft. 

Vor allem die kleinen und mittleren landwirtschaftlichen Familienbetriebe sind von dieser Kürzung 
am meisten betroffen. Diese haben es ohnehin schon schwer genug. Die Agrarpolitik der 
Bundesregierung erlässt eine neue unnötige Auflage und Vorschrift nach der nächsten und treibt 
damit die Erzeugerkosten massiv nach oben, während die Erzeugerpreise viel zu niedrig sind. Die 
Landwirte werden immer weiter ökonomisch in die Ecke gedrängt. Die Kürzung der Einkommens- 
und Risikoabsicherung ist existenzgefährdend für die kleinen und mittleren landwirtschaftlichen 
Familienbetriebe und wird das Höfesterben leider weiter beschleunigen. 

Die AfD-Fraktion steht für eine verlässliche und glaubwürdige Agrarpolitik und wird die 
bauernfeindliche Politik der Bundesregierung nicht mittragen. Deshalb haben wir selbstverständlich 
gegen die Kürzung der Einkommens- und Risikoabsicherung gestimmt“, sagt Protschka. 
https://www.afd.de/stephan-protschka-wir-sind-gegen-kuerzungen-bei-der-risiko-und-
einkommensabsicherung-fuer-landwirte/ 

 

https://www.afd.de/migrationspakt-stoppen?fbclid=IwAR3GMcfpdsOULVVDO9JT6pC2TXMlBr5wDDMxbDvTchPEtGtiWplZvVoWZbI
https://www.sueddeutsche.de/politik/grenzkontrollen-asylkompromiss-fluechtlinge-1.4665621?fbclid=IwAR26onIp1W0z5pDxzt5cWLPdXW6SDtKhKlIOGLau52ZmX_Bdnwgf27jLOtA
https://www.afd.de/stephan-protschka-wir-sind-gegen-kuerzungen-bei-der-risiko-und-einkommensabsicherung-fuer-landwirte/
https://www.afd.de/stephan-protschka-wir-sind-gegen-kuerzungen-bei-der-risiko-und-einkommensabsicherung-fuer-landwirte/
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Kündigung nach 25 Jahren: Pharmariese entlässt AfD-Stadtrat 

Erst vors Betriebsratstribunal, dann auf die Straße: Der AfD-Stadtrat Rainer Huchthausen verliert 

nach 25 Jahren seinen Job bei einem bekannten Mannheimer Pharmakonzern. 

 

Der Betriebsratsvorsitzenden mit besten Beziehungen zur 

SPD war der altgediente Werksfeuerwehrmann offenbar ein 

Dorn im Auge, obwohl Huchthausen für den zweitgrößten 

Arbeitgeber der Rhein-Neckar-Region alles gab: Jahrelang 

arbeitete er mit karzinogenen Chemikalien, die schließlich 

eine schwere Asthmaerkrankung auslösten. Er besitzt einen 

Schwerbehindertenausweis, für ihn gilt eigentlich ein 

besonderer Kündigungsschutz. 

 

Nach einem Radiointerview schlagen dem 

Werksfeuerwehrmann mit einem Mal im Betrieb Anfeindungen 

entgegen. Viele seiner Kollegen unterstützen ihn hinter 

vorgehaltener Hand, teilen seinen Blick auf das Land, die 

enormen Probleme und Herausforderungen. Dennoch: Huchthausen landet auf der Anklagebank. 

Am Overheadprojektor werden seine Facebook-Posts analysiert. "Mir wird schlecht. Ich sitze mit 

einem Nazi im Raum", ätzt eine Kollegin. 

 

Das Unternehmen beginnt plötzlich damit, ihn mit offenbar an den Haaren herbeigezogenen 

Abmahnungen zu traktieren, bis er schließlich vor die Tür gesetzt wird. Huchthausen kann zum 

Glück mittlerweile darüber lachen. Sein Mandat für die AfD im Gemeinderat ist für ihn erfüllend. 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2019/ich-spreche-fuer-viele-meiner-kollegen 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 06.11.2019 
 

Pendlerpauschale den Lebensverhältnissen anpassen 

Der stellvertretende AfD-Bundessprecher Kay Gottschalk sieht eine Anpassung der 
Pendlerpauschale von aktuell 30 Cent auf künftig 40 Cent als notwendig, um die große Zahl der 
berufsbedingten Pendler finanziell wirksamer zu entlasten als dies bisher der Fall ist. Die AfD-
Fraktion im Bundestrag wird hierzu einen Änderungsantrag zum Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften einbringen. Zusätzlich zur einmaligen Anhebung soll die 
Pendlerpauschale anhand des Verbraucherpreisindexes des statistischen Bundesamtes indexiert 
werden. 

„12,8 Millionen Berufstätige müssen täglich pendeln. Das sind immerhin 39 Prozent der 
Beschäftigten. Die derzeit absetzbaren 30 Cent pro Kilometer befinden sich keineswegs mehr auf 
einem realitätsgerechten Niveau. Die Arbeitnehmer sollen flexibler werden und auch Jobs in 
entfernten Städten annehmen, aber auf den daraus entstehenden Kosten dürfen Sie größtenteils 
sitzen bleiben. Nicht jeder Familie ist es möglich immer dem Arbeitsort des Hauptverdieners 
hinterherzuziehen. Wir fordern daher eine Anhebung auf 40 Cent pro Kilometer und eine 
regelmäßige Anpassung der Pendlerpauschale, wie beim Einkommensteuertarif. Die AfD-Fraktion 
möchte einen ‚Tarif auf Rädern‘ für die Pendlerpauschale, damit es sich für die Arbeitnehmer lohnt 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2019/ich-spreche-fuer-viele-meiner-kollegen?fbclid=IwAR3eIMmIaKacckPJPYByLz-C_7F_yxDuaWrBf_YRkQLRP9drU7IDlAoH5Gg
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auch einen entfernteren Arbeitsort wählen zu können“, sagt Gottschalk. 
https://www.afd.de/kay-gottschalk-pendlerpauschale-den-lebensverhaeltnissen-anpassen/ 

 

OB nach brutalem Überfall auf Baufirma-Mitarbeiterin: "Der Weg zum politischen Mord nicht 

mehr weit! 

In der Hauptstadt liefern sich Linksextreme einen 

Straßenkampf gegen Polizei und Feuerwehr, Baukräne 

brennen in Leipzig. Nun attackierte der Mob sogar die 

Mitarbeiterin einer Baufirma in Leipzig-Connewitz. 

 

Es klingelte. Arglos öffnete die 34-Jährige gegen 19 Uhr die 

Tür und stand plötzlich vermummten Tätern gegenüber, die 

sie in die Wohnung drängten. Dort schlugen sie der wehrlosen 

Frau mehrmals mit der Faust ins Gesicht und verletzten sie 

dabei. Sie verabschiedeten sich schließlich mit: "Schöne 

Grüße aus Connewitz.“ 

 

Auf dem linksextremistischen Portal "Indymedia" findet sich 

noch am gleichen Abend ein Bekennerschreiben, das sich geradezu widerlich liest: "Wir freuen 

uns, wenn sich der Bau von Luxuswohnung o.Ä. verzögert, denken aber, dass diese Aktionsform 

angesichts vollumfänglicher Versicherungsabdeckung nur symbolischen Charakter hat. Wir haben 

uns deswegen entschieden, die Verantwortliche für den Bau eines problematischen Projekts im 

Leipziger Süden da zu treffen, wo es ihr auch wirklich weh tut: in ihrem Gesicht." 

 

Eine Welle linksextremistischer Gewalt überrollt die deutschen Großstädte. Im Kampf gegen 

„Luxuswohnungen“ werden unbescholtene Bürger angegriffen. SPD-Oberbürgermeister Burkhard 

Jung erkennt, dass sich linke Gewalt nicht länger nur gegen Sachen wendet. Er hält inzwischen 

den politischen Mord für "nicht mehr weit". Der Staat indes ist weiter auf dem linken Auge blind, 

interveniert nicht gegen den menschenverachtenden Linksextremismus, unterstützt ihn sogar 

finanziell im "Kampf gegen Rechts". Muss es erst Tote geben? 

https://www.bild.de/regional/leipzig/leipzig-news/gewalt-linke-chaoten-ueberfallen-und-verpruegeln-

frau-34-65805320.bild.html 

 

Diesel aus Fett: Umweltbundesamt lässt sauberen Kraftstoff nicht zu! 

CO2-arm, hergestellt aus Rest- und Abfallstoffen sowie Altspeiseölen und Fettresten - der 

sogenannte Care-Diesel wäre die Lösung für noch sauberere Fahrzeuge. Doch dem Öko-Kraftstoff 

wird die Zulassung vorenthalten. 

 

Es könnte so einfach sein. Der Diesel gilt nach wie vor als der sparsamste und zuverlässigste 

Antrieb auf unseren Straßen. Unkorrekte Abgasstudien, verbaute Betrugssoftware und jede Menge 

Feinstaub-Hysterie brachten ihn dennoch in Misskredit. Findigen Ingenieuren und Chemikern 

gelang es schließlich, den Care-Diesel zu entwickeln. Bei ihm ist der Name Programm. Das 

Unternehmen Bosch testete ihn bereits und stellte fest, dass er auch äußerst "klimafreundlich" ist. 

 

Er lässt sich zu 100 Prozent regenerativ herstellen und das ohne die Raffinierung von Rohöl wie 

https://www.afd.de/kay-gottschalk-pendlerpauschale-den-lebensverhaeltnissen-anpassen/
https://www.bild.de/regional/leipzig/leipzig-news/gewalt-linke-chaoten-ueberfallen-und-verpruegeln-frau-34-65805320.bild.html?fbclid=IwAR1NSBtMXkpE83f6zxrlf7V2lc4qj6Di25Lyj2k8ZTY2MRwntAnMn5vb77E
https://www.bild.de/regional/leipzig/leipzig-news/gewalt-linke-chaoten-ueberfallen-und-verpruegeln-frau-34-65805320.bild.html?fbclid=IwAR1NSBtMXkpE83f6zxrlf7V2lc4qj6Di25Lyj2k8ZTY2MRwntAnMn5vb77E
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bei normalem Kraftstoff. Dadurch wird die gesamte sogenannte Klimabilanz eines mit diesem 

Diesel betankten PKW um 65 Prozent reduziert. Umso 

verwunderlicher ist, dass der Staat die Markteinführung 

verhindert. Das Umweltbundesamt als Unterbehörde des 

Bundesumweltministeriums begründet die Nichtzulassung 

schlicht damit, dass mit Elektrofahrzeugen doch bereits 

Alternativen für Diesel-PKW zur Verfügung stünden. 

 

Wo der Staat die Bürger mit gerade beschlossenen 3,5 

Subventionsmilliarden für E-Mobilität und Ladeinfrastruktur 

zwangsbeglücken möchte, verwehrt man einem neuen, 

absolut unbedenklichen Kraftstoff die Zulassung. Stattdessen 

profitieren weiterhin die Stromkonzerne. Weder andere 

Antriebe oder wie hier Treibstoffe werden in Betracht 

gezogen. Stattdessen genehmigt sich eine Svenja Schulze 

(SPD) lieber eine halbe Milliarde Euro für Berater. Der Care-Diesel hätte seine Chance verdient, 

denn in der Innovation liegt die Zukunft, nicht in planwirtschaftlichem Denken. 

https://www.focus.de/auto/news/care-diesel-medienbericht-umweltbundesamt-laesst-sauberen-

diesel-nicht-zu_id_11309187.html 

https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/umweltministerium-gibt-offenbar-hunderte-millionen-

euro-fuer-berater-aus-a-1293985.html 

 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 07.11.2019 
 

Berliner Senat verhöhnt Polizisten 

Bundesvize Georg Pazderski hat die geplante Abschaffung der Dienstgrade bei der Berliner Polizei 
als weitere Herabsetzung der Beamten bezeichnet: 

„Der rotrotgrüne Senat verhöhnt Berlins Polizisten! Statt Personal aufzubauen, Dienststellen zu 
sanieren und neue Ausrüstung zu beschaffen, werden immer neue Möglichkeiten gefunden, um 
die Autorität der Polizeibeamten bewusst zu beschädigen. 

Mit der Schaffung rechtsfreier Räume in Berlin, dem Antidiskriminierungsgesetz und der 
Abschaffung der Dienstgrade torpediert der Senat gezielt den verbliebenen Respekt vor den 
Polizisten und erschwert deren Arbeit. Die Beamten werden faktisch immer mehr zu zahnlosen 
Tigern degradiert. Fehlt nur noch, dass sie Uniform und Waffen abgeben müssen. 

Dahinter steckt System: Rotrotgrün erweist sich ein weiteres Mal als Feind des Rechtsstaates und 
Gegner der Durchsetzung von Recht und Ordnung. Die AfD steht fest an der Seite der Polizei und 
fordert, den Beamten endlich wieder den Rücken zu stärken, damit Berlin wieder sicher wird.“ 
https://www.afd.de/georg-pazderski-berliner-senat-verhoehnt-polizisten/ 

 

https://www.focus.de/auto/news/care-diesel-medienbericht-umweltbundesamt-laesst-sauberen-diesel-nicht-zu_id_11309187.html?fbclid=IwAR3onRxG8qLlDdIcnzwnRMaz-ilGJzO1doE4viFFFa3LLCDSNHpFCz19hcM
https://www.focus.de/auto/news/care-diesel-medienbericht-umweltbundesamt-laesst-sauberen-diesel-nicht-zu_id_11309187.html?fbclid=IwAR3onRxG8qLlDdIcnzwnRMaz-ilGJzO1doE4viFFFa3LLCDSNHpFCz19hcM
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/umweltministerium-gibt-offenbar-hunderte-millionen-euro-fuer-berater-aus-a-1293985.html?fbclid=IwAR3736OYCkklZlovqpM9c0Qqn9LHRcezMGawFYxUKqzki0QWW1zp_oSS3Qk
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/umweltministerium-gibt-offenbar-hunderte-millionen-euro-fuer-berater-aus-a-1293985.html?fbclid=IwAR3736OYCkklZlovqpM9c0Qqn9LHRcezMGawFYxUKqzki0QWW1zp_oSS3Qk
https://www.afd.de/georg-pazderski-berliner-senat-verhoehnt-polizisten/
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Neue Serie: Halbzeitbilanz - was die Groko in Deutschland anrichtet! 

Dieser Tage zieht die Bundesregierung ihre Halbzeitbilanz - und geht dabei vor allem auf sinnlose 

Gesetze mit besonders wohlklingenden Namen ein - so beispielsweise das „Gute-Kita-Gesetz“ 

oder das „Starke-Familien-Gesetz“. Das täuscht jedoch nicht darüber hinweg, dass die 

Bundesregierung unser Land in nahezu allen Bereichen herunterwirtschaftet. Wir stellen die 

wichtigsten "Errungenschaften" der Groko in einer Serie vor. 

 

Heute: Die Spaltung der Gesellschaft und das damit 

verbundene Außerkraftsetzen der Demokratie! 

 

Spaltung der Gesellschaft in Ost und West: 30 Jahre nach 

dem Mauerfall bemühen sich die Vertreter der 

Bundesregierung nach Kräften darum, vermeintliche 

Unterschiede zwischen Ost und West herauszustellen. Den 

Bürgern im Osten spricht man jedes Demokratieverständnis 

ab, weil diese sich der linksgrünen Gesellschaftsdoktrin 

widersetzen. Große Teile der Bürger werden deshalb vom 

gesellschaftlichen Diskurs ausgeschlossen, weil sie die 

falsche Partei gewählt haben. Das ist der Demokratie nicht 

nur unwürdig, sondern setzt sie faktisch außer Kraft. 

https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/2850142864996930/?type=3

&theater 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 08.11.2019 
 

Entsetzlich: Behinderte Frauen müssen den Preis für die bunte Republik zahlen 

Die Schwächsten unserer Gesellschaft werden zunehmend Opfer roher, oft importierter Gewalt. 

Wir sind entsetzt angesichts dessen, was zwei behinderte 

Frauen erleiden mussten. 

 

In Krefeld steht eine 22-Jährige schlimmste Ängste aus. Sie 

wird von mehreren "südländisch" anmutenden Männern 

verfolgt und umstellt. Aus dem Nichts heraus wird der 

Behinderten ins Gesicht geschlagen und in die Rippen 

getreten. Entsetzte Nachbarn eilen der Frau zu Hilfe und 

rufen die Polizei, doch der Täter samt seiner Begleiter ist 

unauffindbar. 

 

Auch in Konstanz geht eine geistig behinderte 43-Jährige 

durch die Hölle. Ein ihr unbekannter Mann zerrt sie auf dem 

Weg nach Hause ins Gebüsch und vergeht sich an ihr. Den Ermittlern ist zu verdanken, dass der 

26-jährige Täter aufgespürt werden konnte. Gegen ihn wurde wegen des Verdachts der 

Vergewaltigung Haftbefehl erlassen. Er sitzt momentan hinter Gittern. 

 

Das sind nur zwei von etlichen Fällen, wie sie immer häufiger passieren. Die Wehrlosigkeit der 

https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/2850142864996930/?type=3&theater
https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/2850142864996930/?type=3&theater
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Schwächsten wird brutal ausgenutzt, an ihnen entladen sich völlig ungehemmt Aggressionen und 

Frust. Die behinderten Frauen haben dem nichts entgegenzusetzen. Wer weiß, wie viele von ihnen 

überhaupt zur Polizei gehen. Wo die Politik nicht handelt und die neue Gewalt bequem für sich 

ausblendet, müssen wir als Gesellschaft näher zusammenrücken und gerade auf die besonders 

Acht geben, die allzu leicht Opfer werden. 

https://www.mein-krefeld.de/die-stadt/ins-gesicht-geschlagen-und-in-die-rippen-getreten_aid-

46935051?output=amp 

https://www.suedkurier.de/region/kreis-konstanz/konstanz/Polizei-nimmt-mutmasslichen-

Vergewaltiger-fest-Tat-richtete-sich-gegen-kognitiv-beeintraechtigte-Frau;art372448,10336915 

 

 

Neues von der AfD-Fraktion im 

Deutschen Bundestag 
 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 04.11.2019 
 

Steinmeier schadet Deutschlands Ansehen in den USA 

Zur USA-Reise des Bundespräsidenten und dass Steinmeier zum wiederholten Male Präsident 
Trump ignoriert, erklärt der außenpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Armin-Paulus 
Hampel: 

„Rund 2000 Veranstaltungen in den USA stehen 2019 unter dem Motto ‚Wunderbar together‘, dem 
mit 20 Millionen Euro geförderten Kulturprogramm des Auswärtigen Amtes. Bundespräsident 
Steinmeier hielt sich deshalb zur Wiedereröffnung des Goethe-Instituts in Boston auf und traf sich 
u.a. mit dem früheren US-Außenminister Kerry aus der Obama-Regierung. Er hielt es jedoch nicht 
für nötig, dem aktuellen Staatsoberhaupt der USA die Aufwartung zu machen. Hier rächt sich, dass 
Steinmeier, damals noch in seiner Funktion als Außenminister, den US-Präsidenten einen 
‚Hassprediger‘ nannte. Eine absolute diplomatische Entgleisung, die zu einer Eiszeit zwischen 
Steinmeier und Trump führte. 

Als ehemaliger oberster Diplomat hätte er seinen Besuch für eine Entschuldigung gegenüber 
Trump nutzen sollen, um für Tauwetter im Verhältnis der beiden Staatsoberhäupter zu sorgen. In 
einer immer unsicheren Welt braucht Deutschland starke Freunde und Verbündete: Steinmeier hat 
diese Chance erneut verpasst. Er handelt uneinsichtig und ist dazu noch schlecht beraten. Das ist 
die denkbar ungünstigste Kombination in Zeiten zunehmender internationaler Spannungen, die 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Deutschland als dem wichtigsten Land in der EU und den 
USA erfordern. Ein ‚Wunderbar together‘ sieht anders aus.“ 
https://www.afdbundestag.de/hampel-steinmeier-schadet-deutschlands-ansehen-in-den-usa/  

Alice Weidel: Kinderarmut bekämpfen 

Sie sind die Schwächsten unserer Gesellschaft und leiden häufig in aller Stille. Nach einer 

Auswertung des Deutschen Kinderhilfswerks nimmt die Kinderarmut weiter zu, übertrifft sogar 

noch die der Erwachsenen. Bundesweit betrug 2018 die Armutsgefährdungsquote der Jüngsten 

https://www.mein-krefeld.de/die-stadt/ins-gesicht-geschlagen-und-in-die-rippen-getreten_aid-46935051?output=amp&fbclid=IwAR1pC3AJqrVcRcESZc9fGW9uOVrHWFVCy49zRoGjc349CtipdvNqKkIhZgE
https://www.mein-krefeld.de/die-stadt/ins-gesicht-geschlagen-und-in-die-rippen-getreten_aid-46935051?output=amp&fbclid=IwAR1pC3AJqrVcRcESZc9fGW9uOVrHWFVCy49zRoGjc349CtipdvNqKkIhZgE
https://www.suedkurier.de/region/kreis-konstanz/konstanz/Polizei-nimmt-mutmasslichen-Vergewaltiger-fest-Tat-richtete-sich-gegen-kognitiv-beeintraechtigte-Frau;art372448,10336915?fbclid=IwAR2PKbxeDvrcXRqCmif4T-LnSCrw9eG6-oSjA4skrj1ittcAKGPPXHx_PwA
https://www.suedkurier.de/region/kreis-konstanz/konstanz/Polizei-nimmt-mutmasslichen-Vergewaltiger-fest-Tat-richtete-sich-gegen-kognitiv-beeintraechtigte-Frau;art372448,10336915?fbclid=IwAR2PKbxeDvrcXRqCmif4T-LnSCrw9eG6-oSjA4skrj1ittcAKGPPXHx_PwA
https://www.afdbundestag.de/hampel-steinmeier-schadet-deutschlands-ansehen-in-den-usa/
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12,9 Prozent im Vergleich zu 11,4 Prozent bei den 

Volljährigen. Besonders in Bremen, Brandenburg und 

Rheinland-Pfalz ist die Lage alarmierend. 

 

Wo Kinder ohne Pausenbrot zur Schule gehen, keine 

Freizeitaktivitäten möglich sind und völlige Perspektivlosigkeit 

herrscht, muss der Staat handeln. Es ist eine Schande 

sondergleichen, wenn ausgerechnet den Jüngsten eine 

Existenz in Würde abgesprochen wird. Sie brauchen 

Chancen, um sich entwickeln zu können. Dazu gehört auch 

finanzielle Sicherheit. Deutschland muss sich das leisten, 

denn Kinder sind unsere Zukunft! 

https://verbaende.com/news.php/Bekaempfung-der-Kinderarmut-in-Deutschland-deutlich-

intensivieren?m=131631 

 

Subvention der ökologischen Landwirtschaft sollte kritisch hinterfragt werden 

In einer kleinen Anfrage (BT-Drs. 19/13882) an die Bundesregierung wollte die AfD-Fraktion unter 

anderem erfahren, welche Folgen sich durch den finanziell stark geförderten Ausbau des 

heimischen ökologischen Landbaus ergeben. Der Agrarpolitische Sprecher der AfD-Fraktion, 

Stephan Protschka, äußert sich zu den Antworten der Bundesregierung wie folgt: 

„Die Antwort der Bundesregierung hat mich etwas erschreckt, da im Bundesministerium für 

Ernährung und Landwirtschaft scheinbar der Ausbau des ökologischen Landbaus vorangetrieben 

wird, ohne die daraus resultierenden Folgen zu berücksichtigen. Bis zum Jahr 2030 soll der 

derzeitige Anteil des ökologischen Landbaus an der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche von 9,1 

Prozent auf 20 Prozent verdoppelt werden. Dazu fließen jährlich etwa 360 Millionen Euro 

zusätzliche Fördermittel und es wird bewusst in den Markt eingegriffen. Mit diesem Fördergeld 

werden die Preise für ‚Bio-Lebensmittel‘ künstlich niedrig gehalten. Deshalb ist es möglich, dass 

diese Produkte mittlerweile auch beim Discounter erhältlich sind. 

Ökologische Landwirtschaft bedeutet aber immer auch gleich Extensivierung, also weniger Ertrag 

bezogen auf die Flächeneinheit. Das bedeutet, dass wir unseren Selbstversorgungsgrad bei vielen 

Produkten verlieren würden und auf noch mehr Lebensmittel-Importe aus dem Ausland 

angewiesen wären. 

Wir würden uns den positiven Umwelteffekt der ökologischen Landwirtschaft hierzulande also 

quasi durch Auslagerung der Nahrungsmittelproduktion ins Ausland erkaufen. Dort haben wir dann 

natürlich keinen Einfluss auf die Produktionsstandards und die Auswirkungen auf Umwelt und 

Artenvielfalt. Ist das wirklich gewollt? 

Die AfD-Fraktion bekennt sich sowohl zur konventionellen, als auch zur ökologischen 

Landwirtschaft, ohne eine der beiden Bewirtschaftungsformen zu bevorzugen. Vor dem 

Hintergrund, dass die Bundesregierung den Ausbau der ökologischen Landwirtschaft mit 

hunderten von Millionen Euro zusätzlich subventioniert, sollte die Frage erlaubt sein, ob wir uns 

nicht damit vielleicht nur ein gutes Gewissen erkaufen wollen? Mit Nachhaltigkeit und 

Verantwortungsbewusstsein hat das aber ganz gewiss wenig zu tun.“ 

https://www.afdbundestag.de/protschka-subvention-der-oekologischen-landwirtschaft-sollte-

kritisch-hinterfragt-werden/ 

https://verbaende.com/news.php/Bekaempfung-der-Kinderarmut-in-Deutschland-deutlich-intensivieren?m=131631&fbclid=IwAR1OI4h-cusLz_Aoe6oVKfX0QnRJKN9ookFd98-UCEHVsjMiGpvDroz_jmc
https://verbaende.com/news.php/Bekaempfung-der-Kinderarmut-in-Deutschland-deutlich-intensivieren?m=131631&fbclid=IwAR1OI4h-cusLz_Aoe6oVKfX0QnRJKN9ookFd98-UCEHVsjMiGpvDroz_jmc
https://www.afdbundestag.de/protschka-subvention-der-oekologischen-landwirtschaft-sollte-kritisch-hinterfragt-werden/
https://www.afdbundestag.de/protschka-subvention-der-oekologischen-landwirtschaft-sollte-kritisch-hinterfragt-werden/
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Stellungnahme zur Verwendung des Begriffs „Judaslohn“ 

Zur Diskussion um die Verwendung des Begriffes ‚Judaslohn‘ in einer Veröffentlichung auf Twitter 
vom 31.10.2019 teilt der AfD-Bundestagsabgeordnete und Vorsitzende des Ausschusses für Recht 
und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages, Stephan Brandner, mit: 

„Die Vorwürfe, der Begriff ,Judaslohn‘ sei antisemitisch konnotiert und dessen Verwendung 
verstoße gegen die Würde und den Anstand des Bundestages, sind an den Haaren 
herbeigezogen, absurd und sollen ausschließlich dazu dienen, mich, die AfD und die AfD-
Bundestagsfraktion zu diskreditieren. 

Bei dem Begriff ,Judaslohn‘ handelt es sich um einen zugespitzten Begriff in der rhetorischen 
Auseinandersetzung, der in der Vergangenheit immer wieder auch von anderen 
Bundestagsabgeordneten nahezu aller Fraktionen unbeanstandet innerhalb und außerhalb des 
Parlamentes genutzt worden ist. Als Beispiele genannt seien hier die Bundestagsabgeordneten 
Jerzy Montag (Grüne), Thomas Gambke (Grüne), Rainer Brüderle (FDP), Johannes Kahrs (SPD) 
und Karl Lauterbach (SPD). 

Es gibt auch deshalb keinen Grund für mich, Konsequenzen aus der Verwendung des Begriffes 
,Judaslohn‘ zu ziehen oder aber dafür sanktioniert zu werden. Wir sollten zu einer sachlichen, 
fairen und konstruktiven Zusammenarbeit im Ausschuss zurückfinden, wie sie auch bislang 
stattgefunden hat. Ich stehe dafür, wie bisher, gerne zur Verfügung.“ 
https://www.afdbundestag.de/brandner-stellungnahme-zur-verwendung-des-begriffs-judaslohn/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 05.11.2019 
 

Solidaritätszuschlag sofort und für jedermann abschaffen 

Diskutiert wurde in der öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses vom 04.11.2019 über den 
Gesetzesentwurf der Bundesregierung, der die schrittweise Rückführung des Solidaritätszuschlags 
für niedrige und mittlere Einkommen ab dem Jahr 2021 vorsieht.  

Der AfD-Bundestagsabgeordnete Stefan Keuter erklärt dazu: 

„Falsche Rücksichtnahme der CDU vor dem Koalitionspartner SPD wird wohl dazu führen, dass 
der seit Jahren ungleich erhobene Dauer-Soli für einen Teil der Bevölkerung erhalten bleibt – und 
das obwohl sich die Experten überwiegend darüber einig sind, dass der Solidaritätszuschlag sofort 
und für jedermann abzuschaffen ist.“ 

Fast dreißig Jahre nach dem Mauerfall liegt es für Keuter auf der Hand, dass der 
Solidaritätszuschlag zu einer Dauer-Ergänzungsabgabe und damit unzulässig geworden ist. Er 
wollte in der Anhörung von dem geladenen Sachverständigen Dr. Michael Balke, Finanzrichter 
a.D., unter anderem wissen, wie es sein kann, dass der Soli von Arbeitnehmern und Freiberuflern 
voll, dagegen von Gewerbetreibenden und Beziehern ausländischer Einkünfte – bei gleich hohem 
Einkommen – nur ermäßigt, also niedriger, erhoben wird. Balke erklärte: „Dies liegt vor allem an 
den schlecht gemachten Steuergesetzen; die Anrechnungsvorschriften für Gewerbe- und 
ausländische Steuern haben begünstigende Fernwirkungen beim Soli für Bezieher gewerblicher 
und ausländischer Einkünfte. Dadurch werden etwa Arbeitnehmer, Freiberufler sowie sämtliche 

https://www.afdbundestag.de/brandner-stellungnahme-zur-verwendung-des-begriffs-judaslohn/
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Bezieher inländischer Einkünfte seit Jahren diskriminiert. Zusätzlich liegt es daran, dass der II. 
Senat des Bundesfinanzhofs mit seinen Entscheidungen aus 2011 und 2018 die ungleiche Soli-
Erhebung nicht erkennt bzw. ignoriert. Leider hat das Bundesverfassungsgericht immer noch nicht 
über den 70seitigen Vorlagebeschluss des 7. Senats des Niedersächsischen Finanzgerichts aus 
2013, nach dem der Solidaritätszuschlag schon jetzt mehrfach verfassungswidrig ist, entschieden. 
Die überlange Verfahrensdauer beim Bundesverfassungsgericht grenzt an Rechtsverweigerung.“ 

Keuter: „Obwohl die Fraktionen der CDU/CSU, FDP und AfD eine Mehrheit für die sofortige und 
bedingungslose Abschaffung des Solidaritätszuschlags hätten, wird die CDU/CSU Fraktion wohl 
den Weg der Fraktion der SPD, die den Solidaritätszuschlag mittlerweile als Vermögenssteuer und 
Umverteilungssteuer missbraucht, gehen. Damit zeigt sich erneut, dass beide Parteien als 
Volkspartei ausgedient haben. Die sofortige Entlastung der Steuerzahler durch die Abschaffung 
des ungleichen Dauer-Soli ist mehr als geboten. Die seit über 25 Jahren andauernde Steuer-
Sonderbelastung nach dem Solidaritätszuschlagsgesetz muss endlich beendet werden.“ 
https://www.afdbundestag.de/keuter-solidaritaetszuschlag-sofort-und-fuer-jedermann-abschaffen/ 

 

Nein zur Kürzung der Einkommens- und Risikoabsicherung 

In der Sondersitzung des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft wurde über den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der 
Direktzahlungen“ (BT-Drs. 19/13960) abgestimmt. Damit werden die Fördermittel für die 
Einkommens- und Risikoabsicherung der Landwirte im nächsten Jahr um insgesamt 75 Millionen 
Euro gekürzt werden. Der agrarpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan 
Protschka, äußert sich dazu wie folgt: 

„Dieses Gesetz ist ein weiterer Ausdruck der bauernfeindlichen Politik der Bundesregierung. 
Entgegen allen Zusicherungen und Versprechungen der jeweiligen Entscheidungsträger, soll die 
Einkommens- und Risikoabsicherung der Landwirte im nächsten Jahr um 75 Millionen Euro 
gekürzt werden. Damit handelt die Bundesregierung bewusst und aktiv gegen das eigene 
Bekenntnis zur bäuerlichen und regional verwurzelten Landwirtschaft. Keine Spur von 
Verlässlichkeit gegenüber der heimischen Landwirtschaft. 

Vor allem die kleinen und mittleren landwirtschaftlichen Familienbetriebe sind von dieser Kürzung 
am meisten betroffen. Diese haben es ohnehin schon schwer genug. Die Agrarpolitik der 
Bundesregierung erlässt eine neue unnötige Auflage und Vorschrift nach der nächsten und treibt 
damit die Erzeugerkosten massiv nach oben, während die Erzeugerpreise viel zu niedrig sind. Die 
Landwirte werden immer weiter ökonomisch in die Ecke gedrängt. Die Kürzung der Einkommens- 
und Risikoabsicherung ist existenzgefährdend für die kleinen und mittleren landwirtschaftlichen 
Familienbetriebe und wird das Höfesterben leider weiter beschleunigen. 

Die AfD-Fraktion steht für eine verlässliche und glaubwürdige Agrarpolitik und wird die 
bauernfeindliche Politik der Bundesregierung nicht mittragen. Deshalb haben wir selbstverständlich 
gegen die Kürzung der Einkommens- und Risikoabsicherung gestimmt.“ 
https://www.afdbundestag.de/protschka-nein-zur-kuerzung-der-einkommens-und-
risikoabsicherung/ 

https://www.afdbundestag.de/keuter-solidaritaetszuschlag-sofort-und-fuer-jedermann-abschaffen/
https://www.afdbundestag.de/protschka-nein-zur-kuerzung-der-einkommens-und-risikoabsicherung/
https://www.afdbundestag.de/protschka-nein-zur-kuerzung-der-einkommens-und-risikoabsicherung/
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Statt sofortiger Ausweisung: Clanchef Miri bleibt Dauergast! 

Die Posse um den Bremer Clanchef Ibrahim Miri, der erst im August mit viel Tamtam in den 

Libanon abgeschoben wurde und kürzlich wieder einreiste, 

zeigt das ganze Staatsversagen der Groko auf. 

 

Seine problemlose Einreise ist nur deshalb möglich, weil 

Grenzkontrollen - und vor allem Abweisungen - nicht 

stattfinden. Das zeigt auch eine aktuelle Zahl aus Horst 

Seehofers Innenministerium: Ganze 34 Zurückweisungen 

erfolgten 2018 an der deutsch-österreichischen Grenze. 

 

Man muss kein Prophet sein, um vor dem Hintergrund solch 

halbgarer Politik den Schluss ziehen zu können, dass uns 

Ibrahim Miri, der eigentlich längst wieder im Flugzeug in 

Richtung Libanon sitzen müsste, als Dauergast erhalten 

bleibt. 

https://www.focus.de/politik/deutschland/fall-ibrahim-miri-warum-die-bamf-entscheidung-ein-

fatales-signal-an-kriminelle-clans-senden-koennte_id_11311014.html 

 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 06.11.2019 
 

Regierung lässt Rentner ein weiteres Mal im Stich 

Der angekündigte Kompromiss der Koalitionsarbeitsgruppe zur Grundrente wurde Montagabend 
ein weiteres Mal verschoben. 

Dazu erklärt die rentenpolitische Sprecherin der AfD-Bundestagsfraktion, Ulrike Schielke-Ziesing: 

„Was sich die Regierung hier leistet, ist ein handfester Skandal. Entgegen aller Versprechungen 
werden die Rentner, die dringend auf Hilfe angewiesen sind, ein weiteres Mal hängen gelassen. 
‚Grundrente‘ oder ‚Respektrente‘, die Menschen erwarten zu Recht, dass sie nach 
jahrzehntelanger Arbeit nicht in Armut enden. Dafür taugt das Heil’sche Konzept der Grundrente 
nicht, der Verzicht auf eine Bedürftigkeitsprüfung macht das Ganze noch schlimmer. Wenigstens 
das hat die CDU eingesehen. Dass sich die SPD in diesem Punkt seit neun Monaten quer stellt 
und damit eine Einigung blockiert, zeigt, worum es ihr wirklich geht. Nicht um die Betroffenen, 
sondern ums eigene Überleben. 

Ob die Wähler das honorieren? Sicher nicht. Das wirklich Schlimme dabei ist, dass die Lösung 
doch längst auf der Hand liegt: Das Ifo-Institut, die Bertelsmann-Stiftung, sämtliche Experten sind 
sich einig, dass der Weg zur Bekämpfung der Altersarmut nur über eine – zumindest teilweise – 
Anrechnungsfreistellung der Rente bei der Grundsicherung im Alter führen kann. Denn nur damit 
bleibt den Menschen nach dem Abzug aller Kosten für Lebenshaltung und Sozialversicherung 
tatsächlich noch etwas im Geldbeutel übrig. 

Wir als AfD-Bundestagsfraktion haben dazu bereits einen eigenen Antrag vorgelegt (Drucksache 
19/7724), der genau das bewirken würde. Die Regierung müsste nur noch zustimmen.“ 
https://www.afdbundestag.de/schielke-ziesing-regierung-laesst-rentner-ein-weiteres-mal-im-stich/ 

https://www.focus.de/politik/deutschland/fall-ibrahim-miri-warum-die-bamf-entscheidung-ein-fatales-signal-an-kriminelle-clans-senden-koennte_id_11311014.html?fbclid=IwAR3uOS6F63fbmCIUb5mAtevOYBKPcnqeFArdC6K5YX9S1dBRH1CJ8Dp1A5U
https://www.focus.de/politik/deutschland/fall-ibrahim-miri-warum-die-bamf-entscheidung-ein-fatales-signal-an-kriminelle-clans-senden-koennte_id_11311014.html?fbclid=IwAR3uOS6F63fbmCIUb5mAtevOYBKPcnqeFArdC6K5YX9S1dBRH1CJ8Dp1A5U
https://www.afdbundestag.de/schielke-ziesing-regierung-laesst-rentner-ein-weiteres-mal-im-stich/
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Merkel lässt Milliardengeschäfte für die deutsche Wirtschaft mit Indien links liegen 

Nach einem Besuch von Bundeskanzlerin Angela Merkel in Indien hat das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zugesichert, zur Verbesserung der 
„grünen städtischen Mobilitätsinfrastruktur“ in Indien eine Milliarde Euro in Form verbilligter Kredite 
zur Verfügung zu stellen. Deutschland und Indien würdigten zudem die 2015 gegründete 
„Solarpartnerschaft“, deren Kooperationsvolumen eine Milliarde Euro für fünf Jahre beträgt. 

Der entwicklungspolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Markus Frohnmaier, erklärt 
dazu: 

„Die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Indien ist für Deutschland wichtig und richtig. Die 
ideologischen Scheuklappen der Bundesregierung sorgen aber dafür, dass viel Potenzial gerade 
bei der Kooperation im Energiesektor verschenkt wird. Das deutsche Entwicklungsministerium 
selbst stellt den enormen Energiebedarf Indiens fest. Geradezu verrückt muss es da anmuten, 
dass die selbsternannten Weltretter des Ministeriums meinen, dass ein paar Solarpanels auf dem 
indischen Land hier Abhilfe schaffen könnten. 

Indien benötigt moderne, leistungsfähige, effiziente und verlässliche Kraftwerke im eigenen Land 
und erschwingliche Energie-Importe aus dem Ausland. Das sind eigentlich perfekte 
Voraussetzungen für die deutsche Wirtschaft, die international nach wie vor sehr viel Prestige 
genießt. Aus ideologischem Starrsinn heraus überlässt die Bundesregierung solche 
Milliardengeschäfte aber lieber Russen, Chinesen und Franzosen. 

Völlig unhaltbar ist auch, dass Merkel den Status Indiens als Entwicklungsland noch immer nicht in 
Frage stellt. Im Gegenteil positioniert sich Merkel im WTO-Streit zwischen den USA und den 
aufstrebenden Wirtschaftsmächten auf der Seite der Schwellenländer und will nicht am 
Begünstigungssystem der WTO rütteln. Auch die EU gewährt Indien noch immer Zollpräferenzen. 

Indien wird durch sein beständiges Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum zukünftig auf Platz 3 
der größten Volkswirtschaften hinter China und den USA aufsteigen. Zu einer Partnerschaft auf 
Augenhöhe gehört auch, unzulässige Bevorteilungen abzuschaffen. Das ist längst überfällig. Die 
klassische Entwicklungszusammenarbeit mit Indien gehört beendet und durch eine wirtschaftliche 
Kooperation auf Augenhöhe ersetzt.“ 
https://www.afdbundestag.de/frohnmaier-merkel-laesst-milliardengeschaefte-fuer-die-deutsche-
wirtschaft-mit-indien-links-liegen/ 

Urteil zu Hartz-IV-Sanktionen bedeutet auch Garantie-Einkommen für Totalverweigerer 

Nach dem Urteil aus Karlsruhe von 05.11.2019 (1 BvL 7/16) sind Sanktionen bei Hartz-IV die über 
30 Prozent des Regelsatzes hinausgehen zukünftig nicht mehr zulässig. 

Dazu teilt der AfD-Bundestagsabgeordnete und Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales, 
Jörg Schneider, mit: 

„Viele Hartz-IV-Empfänger bemühen sich, einen Job zu finden, wieder auf eigenen Füßen zu 
stehen. Aber leider gibt es auch diejenigen, die sich im System eingerichtet  haben, Angebote 
ablehnen, Termine nicht wahrnehmen. Wir halten daher Sanktionen für sinnvoll. Besser als 

https://www.afdbundestag.de/frohnmaier-merkel-laesst-milliardengeschaefte-fuer-die-deutsche-wirtschaft-mit-indien-links-liegen/
https://www.afdbundestag.de/frohnmaier-merkel-laesst-milliardengeschaefte-fuer-die-deutsche-wirtschaft-mit-indien-links-liegen/
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Sanktionen wären jedoch niedrigere Sozialversicherungsbeiträge für Niedriglöhner, damit sich der 
Wechsel aus Hartz-IV in einen Job lohnt – das ist heute nicht der Fall. 

Mit dem Urteil werden Hartz-IV-Empfänger zukünftig besser vor harten und willkürlichen 
Sanktionen geschützt. Das ist zu begrüßen. Die Begrenzung der Sanktionen auf maximal 30 
Prozent des Regelsatzes bedeutet aber auch, dass jeder ALG II-Empfänger immer mindestens 70 
Prozent der Leistungen erhält. Damit wird eine Art ‚Garantie-Einkommen‘ auch für diejenigen 
Hartz-4-Empfänger festgeschrieben, die dauerhaft nicht arbeiten wollen. Ein Garantie-Einkommen 
für Totalverweigerer lehnen wir ab. Es führt zu Fehlanreizen zulasten der Steuerzahler und 
widerspricht jedem Gerechtigkeitsempfinden.“ 
https://www.afdbundestag.de/schneider-urteil-zu-hartz-iv-sanktionen-bedeutet-auch-garantie-
einkommen-fuer-totalverweigerer/ 

Neue Serie: Halbzeitbilanz - was die Groko in Deutschland anrichtet! 

Dieser Tage zieht die Bundesregierung ihre Halbzeitbilanz - und geht dabei vor allem auf sinnlose 

Gesetze mit besonders wohlklingenden Namen ein - so beispielsweise das „Gute-Kita-Gesetz“ 

oder das „Starke-Familien-Gesetz“. Das täuscht jedoch nicht darüber hinweg, dass die 

Bundesregierung unser Land in nahezu allen Bereichen herunterwirtschaftet. Wir stellen die 

wichtigsten "Errungenschaften" der Groko in einer Serie vor. 

 

+++ Heute: Die Spaltung der Gesellschaft und das damit 

verbundene Außerkraftsetzen der Demokratie! +++ 

 

Spaltung der Gesellschaft in Ost und West: 30 Jahre nach 

dem Mauerfall bemühen sich die Vertreter der 

Bundesregierung nach Kräften darum, vermeintliche 

Unterschiede zwischen Ost und West herauszustellen. Den 

Bürgern im Osten spricht man jedes Demokratieverständnis 

ab, weil diese sich der linksgrünen Gesellschaftsdoktrin 

widersetzen. Große Teile der Bürger werden deshalb vom 

gesellschaftlichen Diskurs ausgeschlossen, weil sie die 

falsche Partei gewählt haben. Das ist der Demokratie nicht nur 

unwürdig, sondern setzt sie faktisch außer Kraft. 

https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/2850142864996930/?type=3

&theater 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 07.11.2019 
 

Teil der Reform des politischen Systems muss die Abschaffung der Parlamentarischen 

Staatssekretäre sein! 

Mit Blick auf das Ergebnis der Landtagswahlen in Thüringen hat Wirtschaftsminister Altmaier sich 
für eine Reform des politischen Systems ausgesprochen. Neben der Verkleinerung des 
Parlaments strebt er auch eine Reduzierung der Staatssekretäre um ein Drittel an. Die Fraktion der 
AfD hat bereits seit Beginn der Legislaturperiode umfassende Reformen des politischen Systems 

https://www.afdbundestag.de/schneider-urteil-zu-hartz-iv-sanktionen-bedeutet-auch-garantie-einkommen-fuer-totalverweigerer/
https://www.afdbundestag.de/schneider-urteil-zu-hartz-iv-sanktionen-bedeutet-auch-garantie-einkommen-fuer-totalverweigerer/
https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/2850142864996930/?type=3&theater
https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/2850142864996930/?type=3&theater
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gefordert, darunter eine ersatzlose Abschaffung des Amtes der Parlamentarischen 
Staatssekretäre. 

Dabei handelt es sich um ein Relikt der ersten „Großen Koalition“ der späten 1960er Jahre. 
Jährlich sind mit dieser Institution Kosten in Höhe von rund 19 Millionen Euro verbunden. Derzeit 
gibt es 35 Parlamentarische Staatssekretäre. Insgesamt waren es bereits ca. 275. 

Der AfD-Bundestagsabgeordnete Stephan Brandner, der federführend den Gesetzentwurf der 
Fraktion der AfD zur Abschaffung der Parlamentarischen Staatssekretäre bearbeitet hat, macht 
deutlich, dass bei einer Reform des politischen Systems nicht vergessen werden dürfe, das Amt 
der Parlamentarischen Staatssekretäre abzuschaffen: 

„Mit dem Amt der Parlamentarischen Staatssekretäre wird der Grundsatz der Gewaltenteilung 
systematisch durchbrochen: Sie haben gleichzeitig ein Abgeordnetenmandat inne und sitzen auf 
der Regierungsbank. Eine wirkungsvolle Kontrolle der Regierung durch diese Abgeordneten ist 
nicht möglich. 

Auch als, wie ursprünglich vorgesehen, Ministerschule eignet sich das Amt nicht, da nur ein sehr 
geringer Anteil der Parlamentarischen Staatssekretäre zu einem späteren Zeitpunkt tatsächlich 
Minister geworden ist. Deshalb muss Altmaier die Abschaffung der Parlamentarischen 
Staatssekretäre in seine Pläne einbeziehen.“ 
https://www.afdbundestag.de/brandner-teil-der-reform-des-politischen-systems-muss-die-
abschaffung-der-parlamentarischen-staatssekretaere-sein/ 

 

Frühsexualisierung ist in Wahrheit reiner Kindesmissbrauch 

Wie das ARD-Magazin Kontraste zuerst aufgedeckt hat, ist es in Kita-Einrichtungen in Deutschland 
mehrfach zu sexuellem Kindesmissbrauch gekommen. Ausgangspunkt war, dass in den 
Einrichtungen das sogenannte Pädagogikkonzept ‚Original Play‘ angewandt wurde, bei dem 
wildfremde Erwachsene, die nicht zum Kita-Personal gehörten, Körperkontakt mit kleinen Kindern 
hatten, zum Teil gegen Bezahlung. 

Die Eltern wurden hierüber nicht informiert. Häufig gab es bereits seit Jahren Anzeichen für den 
Kindesmissbrauch bei Anwendung dieses Pädagogikkonzepts, ohne dass dem überall mit 
Nachdruck nachgegangen wurde. Noch immer weigern sich manche Bundesländer, ‚Original Play‘ 
in Kindergärten oder Schulen uneingeschränkt zu verbieten. Zu diesem Skandal erklärt der AfD-
Bundestagsabgeordnete Thomas Ehrhorn, Mitglied des Ausschusses für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend im Deutschen Bundestag: 

„Spätestens die jüngst bekanntgewordenen Fälle sexuellen Missbrauchs in Kitas im 
Zusammenhang mit dem ‚Original Play‘ belegen, dass sich hinter dem Stichwort 
‚Frühsexualisierung‘ nichts anderes als staatlich geduldeter sexueller Kindesmissbrauch verbirgt. 
Tatsächlich geht es bei diesen angeblichen Pädagogikkonzepten darum, perversen Erwachsenen 
Zugang zu Kinder zu verschaffen. Um dies zu verhindern, verlangen wir, dass bundesweit alle 
Krippen, Kindergärten und Kindertageseinrichtungen ihre pädagogischen Konzepte zur 
Genehmigung den Sozialbehörden vorzulegen haben und die Behörden regelmäßige Kontrollen 
vor Ort durchführen. 

https://www.afdbundestag.de/brandner-teil-der-reform-des-politischen-systems-muss-die-abschaffung-der-parlamentarischen-staatssekretaere-sein/
https://www.afdbundestag.de/brandner-teil-der-reform-des-politischen-systems-muss-die-abschaffung-der-parlamentarischen-staatssekretaere-sein/
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Dabei muss strikt darauf geachtet werden, dass Kinder im Rahmen dieser Konzepte nicht 
ansatzweise Opfer sexueller Gewalt werden können. Das geht nur, wenn jegliche sogenannte 
Frühsexualisierungsmaßnahmen oder andere Versuche, kleine Kinder über das unumgängliche 
Maß hinaus zu berühren, etwa im Rahmen der Körperpflege oder eines kurzzeitigen Tröstens, 
konsequent verboten werden. Trägern, die diese Vorgaben missachten, müssen sofort davon 
ausgeschlossen werden, derartige Einrichtungen weiter betreiben zu dürfen. Auch sind alle 
Personen, die, wie in den bereits eingetretenen Fällen, Kinder körperlichem Kontakt mit fremden 
Erwachsenen ausgesetzt haben, unverzüglich zu entlassen und strafrechtlich zur Verantwortung 
zu ziehen. 

Jeder, der immer noch, wie nun etwa spiegel-online , Konzepten wie dem ‚Original Play‘ das Wort 
redet, sollte sich klar machen, dass er sich damit zum Handlanger von sexuellem 
Kindesmissbrauch macht.“ 
https://www.afdbundestag.de/erhorn-fruehsexualisierung-ist-in-wahrheit-reiner-kindesmissbrauch/ 

 

Auf unbequeme Meinung eines Sachverständigen folgt persönlicher Angriff durch Linken-

Politiker 

Zur Diskreditierung eines Klimasachverständigen während einer Sitzung des Umweltausschusses 
des Bundestages teilt der in Bautzen direkt gewählte Bundestagsabgeordnete und 
umweltpolitische Sprecher der AfD-Fraktion, Karsten Hilse, mit: 

„Während der öffentlichen Sitzung des Umweltausschusses im Bundestag am 6.11.2019 zeigte 
Lorenz Gösta Beutin von den Linken eine typische Reaktion auf missliebige Meinungen 
Andersdenkender. Als Sachverständigen für eine Diskussion über das von der Bundesregierung 
entworfene Klimagesetz hat die AfD-Fraktion den englischen Wetter- und Klima-Spezialisten Piers 
Corbyn eingeladen. 

Genau wie ein erheblicher Anteil der weltweiten Gemeinschaft von Klimaforschern ist auch Piers 
Corbyn der Meinung, dass Versuche der deutschen Regierung, mittels Reduzierung des 
menschgemachten Anteils des atmosphärischen CO2 weltweit klimatische Veränderungen 
signifikant zu beeinflussen und damit ‚das Klima zu retten‘, zum Scheitern verurteilt sind. Er 
unterstützt damit die Auffassung der AfD-Umweltpolitiker, das es zwar sinnvoll ist, sich auf 
regionale klimatische Veränderungen einzustellen und zum Beispiel mittels eines 
Klimawandelfolgenanpassungsfonds Vorsorge zu treffen. 

Versuche der merkelschen sogenannten Energiewende in allen Sektoren der Wirtschaft – auch 
genannt ‚Die Große Transformation‘ – führen aber zur Destabilisierung der Energieversorgung, zur 
Zerstörung ganzer prosperierender Wirtschaftszweige, zur maßlosen Steigerung von 
Energiepreisen und somit zu weiteren sozialen Verwerfungen in Deutschland und Europa. Das 
Klimagesetz wird von der AfD-Fraktion als Ganzes abgelehnt, da schon die Grundannahme des 
Entwurfes wissenschaftlich nicht haltbar ist. 

Der Linken-Abgeordnete Lorenz Gösta Beutin reagierte mehrfach auf die Darstellungen von Piers 
Corbyn nicht etwa mit einer Widerlegung von dessen Thesen, sondern mit ehrenrührigen 
Behauptungen, welche mit der Diskussion des Klima-Gesetzes nichts zu tun hatten und nach 
Aussage von Corbyn auf Falschmeldungen in Online-Medien beruhen. Frei nach dem Motto: 
‚Wenn ich die Argumente meines Gegners nicht widerlegen kann, greife ich ihn persönlich an‘. 

https://www.afdbundestag.de/erhorn-fruehsexualisierung-ist-in-wahrheit-reiner-kindesmissbrauch/
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Der folgende Protest der AfD-Ausschussmitglieder wurde von der Ausschussvorsitzenden Frau 
Kotting-Uhl in offensichtlich parteilicher Weise behandelt, nachdem sie schon versucht hatte, den 
Sachverständigen der AfD-Fraktion zu maßregeln. Vollkommen absurd war am Ende der Sitzung 
die Forderung der Ausschussvorsitzenden, keine Wissenschaftler mehr einzuladen, die der 
Theorie vom menschengemachten Klimawandel widersprechen. 

Diese Ausschusssitzung hat einmal mehr gezeigt, wie verbissen und mit welch unlauteren Mitteln 
der Kampf um die Deutungshoheit geführt wird. Die AfD-Fraktion wird diesen Verfall der 
demokratischen Sitten nicht hinnehmen.“ 
https://www.afdbundestag.de/hilse-auf-unbequeme-meinung-eines-sachverstaendigen-folgt-
persoenlicher-angriff-durch-linken-politiker/ 

Fehlende Lebensmittelkontrollen bedrohen das Leben der Verbraucher in unserem Land 

Zum Wilke-Skandal erklärt die Ernährungspolitische Sprecherin der AfD-Bundestagsfraktion, 
Verena Hartmann: 

„Wenn nur 3,15 Stellen für 3.000 zu kontrollierende Unternehmen im zuständigen Landkreis 
vorhanden sind, dann ist dieser Skandal überhaupt kein Wunder. 

Vom Wilke-Skandal sind derzeit 26 Länder weltweit betroffen: EU-Staaten, aber auch Japan, die 
USA und Russland. Die Rechtsabteilung des weltweit renommierten Robert-Koch-Instituts erklärte, 
dass von den 37 mit dem Bakterienstamm ‚Sigma 1‘ infizierten Menschen mittlerweile 25 
gestorben seien. 

Wir müssen endlich die Aufsichtsbehörden auf allen Ebenen – vom Bund bis in die Kommunen – in 
die Lage versetzen, ihrer Kontrollpflicht effektiv nachkommen zu können. Dafür braucht es deutlich 
mehr qualifiziertes Personal und eine bessere Ausstattung.“ 
https://www.afdbundestag.de/hartmann-fehlende-lebensmittelkontrollen-bedrohen-das-leben-der-
verbraucher-in-unserem-land/ 

Bundesfinanzminister liefert die deutschen Sparer ans Messer 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat in einem Positionspapier Zustimmung zu einem System der 
europäischen Einlagensicherung im Rahmen der Bankenunion signalisiert. Dazu erklärt die 
Fraktionsvorsitzende der AfD im Deutschen Bundestag Alice Weidel: 

„Scholz und die GroKo liefern die deutschen Sparer ans Messer. Wenn die 
Einlagensicherungssysteme in Europa vergesellschaftet werden, haften Sparer in Deutschland 
künftig für die Risiken südeuropäischer Zombie-Banken mit ihren hunderte Milliarden schweren 
Risiken an faulen Krediten mit. Die gut funktionierenden Einlagensicherungssysteme der 
deutschen Banken und Sparkassen werden auf dem Altar der europäischen 
Vergemeinschaftungsideologie geopfert. 

Der nächste Banken-Crash ist nur eine Frage der Zeit, und Olaf Scholz will dafür sorgen, dass 
deutsche Sparer und Steuerzahler ohne Aussicht auf Entrinnen mit drinhängen werden. Der 
Vizekanzler, der demnächst SPD-Chef werden will, lässt damit die deutsche Mittelschicht, Arbeiter 
und Angestellte im Stich. Sie müssen künftig für die Misswirtschaft südeuropäischer Pleitestaaten 
und Zockerbanken mithaften. Der Kapitulation vor diesen Begehrlichkeiten werden wir mit aller 
Entschiedenheit entgegentreten.“ 

https://www.afdbundestag.de/hilse-auf-unbequeme-meinung-eines-sachverstaendigen-folgt-persoenlicher-angriff-durch-linken-politiker/
https://www.afdbundestag.de/hilse-auf-unbequeme-meinung-eines-sachverstaendigen-folgt-persoenlicher-angriff-durch-linken-politiker/
https://www.afdbundestag.de/hartmann-fehlende-lebensmittelkontrollen-bedrohen-das-leben-der-verbraucher-in-unserem-land/
https://www.afdbundestag.de/hartmann-fehlende-lebensmittelkontrollen-bedrohen-das-leben-der-verbraucher-in-unserem-land/
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https://www.afdbundestag.de/alice-weidel-bundesfinanzminister-liefert-die-deutschen-sparer-ans-
messer/ 

Bevölkerung soll durch Seehofersche Ankündigungspolitik getäuscht und ruhiggestellt 

werden 

Zur Ankündigung von Bundesinnenminister Horst Seehofer, Grenzkontrollen auszuweiten, erklärt 

Gottfried Curio, Innenpolitischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion: 

„Innenminister Seehofer kündigt an, die ohnehin höchst lückenhaften Grenzkontrollen zu 

verstärken, nachdem er erst im September die Schleierfahndung an der deutschen Grenze 

ausgeweitet hatte. Dass diese Maßnahmen keine Wirkung zeitigen, beweist der Fall des trotz 

Wiedereinreisesperre ins Land gereisten Clan-Chefs Miri beispielhaft. 

Zudem sollen Personen mit Wiedereinreisesperre, die nach Ausweisung wieder ins Land reisen 

und ein Asylbegehren stellen, in Haft genommen werden, wo sie bis zum Abschluss des 

Verfahrens bleiben sollen. Diese Inhaftnahme erfolgt allerdings aufgrund des illegalen 

Grenzübertritts und nicht aufgrund des Sondertatbestandes der Wiedereinreisesperre. Nach dieser 

Logik wäre es dann folgerichtig, jeden illegalen Grenzübertreter festzunehmen und sein Verfahren 

im Gefängnis abzuschließen; dies hätte zweifellos einen Abschreckungseffekt und würde 

automatisch zu sinkenden Migrationszahlen führen. 

Stattdessen bleiben die Grenzen weiterhin sperrangelweit offen. Der politische Wille zu effektivem 

Grenzschutz fehlt. Die Bevölkerung wird nach wie vor über die wahren Verhältnisse an 

Deutschlands Grenzen im Unklaren gelassen und soll durch die Seehofersche Ankündigungspolitik 

getäuscht und ruhiggestellt werden.“ 

https://www.afdbundestag.de/curio-bevoelkerung-soll-durch-seehofersche-ankuendigungspolitik-

getaeuscht-und-ruhiggestellt-werden/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 08.11.2019 
 

Die heimische Landwirtschaft braucht Verlässlichkeit 

In der Nacht von Donnerstag auf Freitag sollte im Deutschen Bundestag über den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes der 
Bundesregierung abgestimmt werden. Bevor es so weit kommen konnte, musste die Sitzung 
aufgrund mangelnder Beschlussfähigkeit vorzeitig beendet werden. Das Gesetz sieht eine 
Kürzung der Mittel für die Einkommens- und Risikoabsicherung der Landwirte vor. Der AfD-
Bundestagsabgeordnete Peter Felser, Mitglied des Arbeitskreises für Ernährung und 
Landwirtschaft der AfD-Bundestagsfraktion, äußert sich dazu wie folgt: 

„Der im Gesetzesentwurf vorgesehene Beschluss zur Kürzung der Einkommens- und 
Risikoabsicherung der Landwirte ist aufgrund des EU-Rechts bis zum 31. Dezember 2019 zu 
fassen und der EU-Kommission mitzuteilen. Das bedeutet, dass das Gesetz spätestens zum 29. 
November im Bundesrat abgeschlossen sein muss, wenn es noch vor Jahresende in Kraft treten 
soll. Da die Bundesregierung darauf verzichtet hat, den Gesetzesentwurf auf die heutige 
Tagesordnung des Deutschen Bundestages zu setzen, bleibt dafür nicht mehr viel Zeit. Es bleibt 
also zu hoffen, dass dieser Kelch an der Landwirtschaft vorbeigehen wird. 

https://www.afdbundestag.de/alice-weidel-bundesfinanzminister-liefert-die-deutschen-sparer-ans-messer/
https://www.afdbundestag.de/alice-weidel-bundesfinanzminister-liefert-die-deutschen-sparer-ans-messer/
https://www.afdbundestag.de/curio-bevoelkerung-soll-durch-seehofersche-ankuendigungspolitik-getaeuscht-und-ruhiggestellt-werden/
https://www.afdbundestag.de/curio-bevoelkerung-soll-durch-seehofersche-ankuendigungspolitik-getaeuscht-und-ruhiggestellt-werden/
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In jedem Fall hat die AfD-Fraktion sich bereits im Ausschuss gegen die geplante Kürzung der 
Einkommens- und Risikoabsicherung ausgesprochen. Wir stehen für eine verlässliche Agrarpolitik, 
die den Bauern Planungs- und Investitionssicherheit garantiert und damit zur Existenzsicherheit 
der Bauern beiträgt. Eine Kürzung dieser Mittel wäre genau das Gegenteil davon. Die 
Bundesregierung sorgt durch ihre Agrarpolitik dafür, dass sich die landwirtschaftlichen 
Erzeugerkosten ständig erhöhen, während die Erzeugerpreise viel zu niedrig sind. Das treibt vor 
allem kleine und mittlere landwirtschaftliche Betriebe ökonomisch mehr und mehr in die Enge. 
Ohne die Einkommens- und Risikoabsicherung könnten viele dieser Betriebe sich wirtschaftlich 
leider nicht mehr halten. 

Die Bauern machen ihrem aufgestauten Unmut gegen die Agrarpolitik der Bundesregierung derzeit 
lautstark Luft. Die nächste Bauerndemo soll bereits Ende November in Berlin stattfinden. Ich 
fordere die Bundesregierung auf, Abstand von der geplanten Kürzung der Einkommens- und 
Risikoabsicherung der Landwirte zu nehmen. Außerdem sollte die Bundesregierung die geplanten 
bauernfeindlichen Maßnahmen, wie Mercosur-Abkommen, freiwilliges staatliches 
Tierwohlkennzeichen, Insektenschutzgesetz, Klimapaket sowie die erneute Verschärfung der 
Düngeverordnung, gründlich überdenken. Die heimische Landwirtschaft braucht Verlässlichkeit 
und keinen Paradigmenwechsel.“ 
https://www.afdbundestag.de/felser-die-heimische-landwirtschaft-braucht-verlaesslichkeit/ 

 

Das Digitale-Versorgung-Gesetz verstößt gegen Datenschutzbestimmung 

Der AfD-Bundestagsabgeordnete Uwe Witt, Mitglied im Ausschuss Gesundheit, kritisiert 
Gesundheitsminister Jens Spahn, er habe mit dem Digitalen-Versorgung-Gesetz (DVG) eine 
Datenkrake geschaffen, die sich in ihrer Datensammelwut mit dem US-Internetriesen Google 
durchaus messen lassen kann. Sämtliche Bedenken des Bundesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit seien bei der Ausarbeitung des Gesetzes mutwillig ignoriert worden. 

In seiner Rede im Deutschen Bundestag stellt er fest: 

„Wer eine zentrale Datensammlung von Gesundheitsdaten der Bürger und Bürgerinnen anlegen 
will, der muss sich auch im Klaren sein, dass diese extrem anfällig für Missbrauch und 
Sicherheitslücken sind. 

Es darf keine Gesundheitsdatenspeicherung durch die Hintertür geben, wie sie in den letzten 
Spahn`schen Gesetzen üblich geworden sind. 

Gesundheitsminister Spahn agiert getreu George Orwells 1984 – ‚Big Jens is watching you‘.“ 

Des Weiteren führt Witt aus, dass das DVG den Bundeshaushalt mit zig Millionen Euro belasten 
wird, ohne dass Spahn eine Gegenfinanzierung vorlegt. Geld, das Witt zufolge besser eingesetzt 
werden kann: 

„Denn gerade in der Ausbildung von Ärzten, und insbesondere Fachärzten, hapert es in 
Deutschland. Ist es da nicht sinnvoller, in die Ausbildung von Ärzten und medizinischem Personal 
zu investieren, statt Millionen, wenn nicht gar Milliarden, in unausgegorene Projekte wie 
Videosprechstunde und Gesundheits-Apps zu stecken?“ 
https://www.afdbundestag.de/witt-das-digitale-versorgung-gesetz-verstoesst-gegen-
datenschutzbestimmung/ 

https://www.afdbundestag.de/felser-die-heimische-landwirtschaft-braucht-verlaesslichkeit/
https://www.afdbundestag.de/witt-das-digitale-versorgung-gesetz-verstoesst-gegen-datenschutzbestimmung/
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Auslandseinsätze der Bundeswehr dürfen kein Selbstzweck sein 

Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) hat sich dafür ausgesprochen, die 
Bundeswehr häufiger im Ausland einzusetzen. 

Dazu teilt der Vorsitzende der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, Alexander Gauland, mit: 

„Der Einsatz der Bundeswehr im Ausland ist kein Selbstzweck, sondern darf nur erfolgen, wenn 
die Sicherheit Deutschlands, wenn deutsche Interessen bedroht sind. Man darf daher nicht wie die 
Verteidigungsministerin leichtfertig und ohne konkreten Anlass pauschal eine Erhöhung der 
Auslandseinsätze in Aussicht stellen. Denn wir dürfen nicht vergessen, dass unsere Armee in 
erster Linie der Landesverteidigung dient. 

Und bevor die Verteidigungsministerin überhaupt über neue Einsätze im Ausland nachdenkt, sollte 
sie dafür sorgen, dass die Bundeswehr endlich die notwendige finanzielle Ausstattung erhält, 
damit sie ihre Aufträge überhaupt erfüllen kann.“ 
https://www.afdbundestag.de/gauland-auslandseinsaetze-der-bundeswehr-duerfen-kein-
selbstzweck-sein/ 

Häusliche Pflege stärken 

Der Deutsche Bundestag hat am Donnerstag über das Angehörigen-Entlastungsgesetz der 

Bundesregierung beraten, mit dem Kinder von pflegebedürftigen Eltern, die in einem Heim versorgt 

werden, finanziell entlastet werden sollen. Die AfD-Fraktion enthielt sich. 

Dazu teilt der AfD-Bundestagsabgeordnete Jürgen Pohl mit: 

„Wer zu pflegende Angehörige hat, muss unterstützt werden. Kein Pflegebedürftiger und kein 

Angehöriger darf zum Sozialfall werden. Das Angehörigen-Entlastungsgesetz geht deshalb in die 

richtige Richtung, missachtet in wesentlichen Punkten aber die Realität in der Pflege. So bleibt 

nicht nur die Gegenfinanzierung für die Mehrbelastung der Kommunen offen, was diese 

schlussendlich zusammenbrechen lassen wird, auch bleibt unklar, wo die nun gebrauchten 

Pflegekräfte und Pflegeheime herkommen sollen. 

Vor allem aber kommt die häusliche Pflege zu kurz, bevorzugt das Gesetz doch die stationäre 

Pflege. Dabei ist gerade die häusliche Pflege ein wichtiger Baustein im gesellschaftlichen 

Zusammenhalt. Doch wer zu Hause pflegt, bleibt oft allein und erfährt nicht die – auch finanzielle – 

Wertschätzung, die ihm zustünde. An dieser Stelle legt das Gesetz einen falschen Schwerpunkt, 

denn es bevorzugt fälschlicherweise die stationäre Pflege. 

Insbesondere mit Blick auf die häusliche Pflege muss dieses Gesetz also dringend überarbeitet 

werden. Der angekündigte große Wurf ist dieses Angehörigen-Entlastungsgesetz also nicht, 

weshalb die AfD-Fraktion sich enthalten hat.“ 

https://www.afdbundestag.de/pohl-haeusliche-pflege-staerken/ 

 

AfD-Fraktion hat der Demokratie zu ihrem Recht verholfen   

In der Nacht zum Freitag musste die Sitzung des Bundestages auf Antrag der AfD-Fraktion 

abgebrochen werden. Statt der 355 notwendigen Abgeordneten waren nur 133 anwesend. Der 

amtierende Präsident, Hans-Peter Friedrich, ließ den von der AfD beantragten Hammelsprung 

https://www.afdbundestag.de/gauland-auslandseinsaetze-der-bundeswehr-duerfen-kein-selbstzweck-sein/
https://www.afdbundestag.de/gauland-auslandseinsaetze-der-bundeswehr-duerfen-kein-selbstzweck-sein/
https://www.afdbundestag.de/pohl-haeusliche-pflege-staerken/
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nicht zu. Durch die ebenfalls von der AfD beantragte Namentliche Abstimmung wurde aber 

deutlich, dass der Bundestag nicht mehr beschlussfähig war. 

Dazu erklärt der parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, Dr. 

Götz Frömming: 

„Es ist schon bezeichnend, dass die Abgeordneten der anderen Fraktionen zu nächtlicher Stunde 

zwar nicht mehr debattieren wollen, zahlreiche Reden einfach zu Protokoll geben, aber dann 

dennoch wichtige Gesetze ohne die dafür von der Geschäftsordnung vorgesehene Mehrheit 

beschließen wollen. 

Es war offensichtlich, dass weit weniger als die erforderliche Hälfte der Abgeordneten anwesend 

war. Das Präsidium hat diese mit bloßem Auge erkennbare Tatsache dreist ignoriert und wollte die 

Zahl der Anwesenden nicht feststellen lassen. Wir haben gestern mit den von der 

Geschäftsordnung dafür vorgesehenen Mitteln der Demokratie zu ihrem Recht verholfen und dem 

nächtlichen Spuk ein Ende gesetzt.“ 

https://www.afdbundestag.de/froemming-afd-fraktion-hat-der-demokratie-zu-ihrem-recht-verholfen/ 
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Videos / Reden von AfD-Politikern aus dieser 

Woche 
 

AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag 
 

Alle Videos der Fraktion finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UCVXqMg5NOK5z8dwtzqRcMNg/videos 

 

AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
 

Groko will Gesetze durch leeren Bundestag peitschen! - AfD-Fraktion im Bundestag 

https://www.youtube.com/watch?v=SHwI7LT0Yj0 

Bargeld erhalten, Antisemitismus von links, Petitionsrecht verbessern! - AfD-Fraktion im 

Bundestag 

https://www.youtube.com/watch?v=CLFvy0ZTquM 

Die grüne Ideologie dominiert jede Logik! - Dirk Spaniel - AfD-Fraktion im Bundestag 

https://www.youtube.com/watch?v=HOhM3tBOWuQ 

Bargeld ins Grundgesetz! - Tobias Matthias Peterka - AfD-Fraktion im Bundestag 

https://www.youtube.com/watch?v=Gg90Bzke1Fs 

 

Alle Videos der Fraktion finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UC_dZp8bZipnjntBGLVHm6rw/videos 

 

 

AfD Kompakt TV 
 

1 Jahr AG Verfassungsschutz | Pressekonferenz aus Berlin 

https://www.youtube.com/watch?v=xLmvDnEY0zw 

 

Alle Videos von Kompakt TV finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UCq2rogaxLtQFrYG3X3KYNww/videos 

 

https://www.youtube.com/channel/UCVXqMg5NOK5z8dwtzqRcMNg/videos
https://www.youtube.com/watch?v=SHwI7LT0Yj0
https://www.youtube.com/watch?v=CLFvy0ZTquM
https://www.youtube.com/watch?v=HOhM3tBOWuQ
https://www.youtube.com/watch?v=Gg90Bzke1Fs
https://www.youtube.com/channel/UC_dZp8bZipnjntBGLVHm6rw/videos
https://www.youtube.com/watch?v=xLmvDnEY0zw
https://www.youtube.com/channel/UCq2rogaxLtQFrYG3X3KYNww/videos


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 45/2019 Seite 47 von 50 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 45/2019    

AfD-Kreisverband Bautzen                 

Meldungen aus Deutschland und der Welt 
 

Wochenrückblick spezial   (Nachlese): 

https://www.publicomag.com/2019/11/wochenrueckblick-

spezial/?fbclid=IwAR38iTaazo7GpU7v638q3NL6rn-cd5Vcd6xl-906Lv0Av9xfAHiUm47zNBM 

 

Wie gewählt, so geliefert! Angela Merkel in Indien - Die schönen Stunden der Kanzlerin 

https://www.spiegel.de/politik/ausland/angela-merkel-in-indien-die-schoenen-stunden-der-

kanzlerin-a-1294590.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Christkindlallerlei in Nürnberg 

https://www.epochtimes.de/meinung/gastkommentar/das-christkindlallerlei-in-nuernberg-

a3053563.html?utm_source=Meistgelesen&utm_medium=InternalLink&utm_campaign=ETD 

 

Jetzt ist der „Bevölkerungsaustausch“ amtlich: Bald wird jeder Dritte ein Zuwanderer sein 

https://www.journalistenwatch.com/2019/11/04/jetzt-bevoelkerungsaustausch-

bald/?fbclid=IwAR1ei84-DTRjvHOcGRcxdLvUr4C24QmZj4aJNqtXkLmOr6QpvNiJP8rOP7E 

 

https://www.publicomag.com/2019/11/wochenrueckblick-spezial/?fbclid=IwAR38iTaazo7GpU7v638q3NL6rn-cd5Vcd6xl-906Lv0Av9xfAHiUm47zNBM
https://www.publicomag.com/2019/11/wochenrueckblick-spezial/?fbclid=IwAR38iTaazo7GpU7v638q3NL6rn-cd5Vcd6xl-906Lv0Av9xfAHiUm47zNBM
https://www.spiegel.de/politik/ausland/angela-merkel-in-indien-die-schoenen-stunden-der-kanzlerin-a-1294590.html
https://www.spiegel.de/politik/ausland/angela-merkel-in-indien-die-schoenen-stunden-der-kanzlerin-a-1294590.html
https://www.epochtimes.de/meinung/gastkommentar/das-christkindlallerlei-in-nuernberg-a3053563.html?utm_source=Meistgelesen&utm_medium=InternalLink&utm_campaign=ETD
https://www.epochtimes.de/meinung/gastkommentar/das-christkindlallerlei-in-nuernberg-a3053563.html?utm_source=Meistgelesen&utm_medium=InternalLink&utm_campaign=ETD
https://www.journalistenwatch.com/2019/11/04/jetzt-bevoelkerungsaustausch-bald/?fbclid=IwAR1ei84-DTRjvHOcGRcxdLvUr4C24QmZj4aJNqtXkLmOr6QpvNiJP8rOP7E
https://www.journalistenwatch.com/2019/11/04/jetzt-bevoelkerungsaustausch-bald/?fbclid=IwAR1ei84-DTRjvHOcGRcxdLvUr4C24QmZj4aJNqtXkLmOr6QpvNiJP8rOP7E
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AfD ist Buh…Stimmungsbilder aus Mühlheim a.d. Ruhr 

Dort sollte der Bildungsnotstand ausgerufen werden! 

https://www.facebook.com/roger.beckamp.afd/videos/2760714010640256/UzpfSTE2ODI1OTI2MTI

wMDM1NzY6MjQzMzUwNjM0NjkxMjE5NQ/ 

 

Achtung Satire: 

Humoriges .. ernste Dinge mit einem kleinen Augenzwinkern betrachtet, denn das Lachen 

lassen wir uns erst recht nicht verbieten ;-) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.facebook.com/roger.beckamp.afd/videos/2760714010640256/UzpfSTE2ODI1OTI2MTIwMDM1NzY6MjQzMzUwNjM0NjkxMjE5NQ/
https://www.facebook.com/roger.beckamp.afd/videos/2760714010640256/UzpfSTE2ODI1OTI2MTIwMDM1NzY6MjQzMzUwNjM0NjkxMjE5NQ/
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Kommunalmandate im KV Bautzen 
Alle gewählten Mandatsträger des Kreisverbandes Bautzen 

finden Sie unter: 

http://www.afdbautzen.de/kommunalpolitik/ 

 

 

 

PRESSE-ARCHIV 
 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blaue-post-bautzen/ 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blauer-rundbrief/ 

 

 

SPENDENKONTO 
AfD Kreisverband Bautzen 

IBAN: DE 1685 0503 0002 2578 5552 

BIC:   OSDDDE81XXX 

Ostsächsische Sparkasse 

*** 
VIEL SPAß BEIM LESEN UND VERBREITEN!  

 

KONTAKT: 

 

Büro Bautzen 

Karl-Marx-Str. 15 

02625 Bautzen 

03591-5328336 

Montag – Freitag 

10.00-18.00 Uhr 

 

Büro Hoyerswerda 

Friedrichsstr. 9 

02977 Hoyerswerda 
03571-2096287 

Montag – Donnerstag 

10.00-18.00 Uhr 

Freitag 

10.00-16.00 Uhr 

 

Büro Kamenz 

Klosterstr. 4 

03578-7889108 
Montag – Freitag 

Montag 12.00-18.00 Uhr 

Dienstag 10.00-18.00 Uhr 

Mittwoch 12.00-18.00 Uhr 

Donnerstag 8.00-18.00 Uhr 

Freitag 8.00-13.00 Uhr 

 

www.afdbautzen.de 

info@afdbautzen.de 

 

AfD-Kreisverband Bautzen 
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